3 


231 
Das Blatt ericheintriach Be⸗ 97 + i + Zubeziehen durch alle Poſt⸗ 
darf, im allgemeinen monat⸗ anſtalten und durch die 
lich zweimal, zum Preiſe 2 Expedition des Blattes 
von vierteljährlich 2 K. 0 7 Berlin Wg, Mauerſtraße 44. 
der 


Handels- und Gewerbe-Verwaltung. 


Herausgegeben im Miniſterium für Handel und Gewerbe. 
Der Bezugspreis für das Vierteljahr Juli— September beträgt 2 RAM freibleibend. 


Ar. 19. Berlin, Mittwoch, den 29. September 1926. 26. Jahrgang 


Inhalt: 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten: Gewerbliche Anlagen: Erl. d. M. f. H, M. f. V. u. M. d J. vom 
8. September 1926 Nr. III 7655 M. f. H. u. G., IIa 444/26 M. f. V., II D 1325 M. d. J., betr. Erlaß 
einer neuen Aufzugsverordnung S. 231. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


Gewerbliche Anlagen. 


Erl. d. M. f. H., M. f. V. u. d. M. d. J. vom 8. September 1926 Nr. III 7655 M. f. H. u. G., 
IIa 444/26 M. f. V., II D 1325 M. d. J., betr. Erlaß einer neuen Aufzugs verordnung. 


Zwiſchen den Regierungen der deutſchen Länder iſt nach eingehenden Beratungen, zu 
denen die beteiligten Kreiſe der Induſtrie, die amtlichen Sachverſtändigen und der Verband 
der deutſchen Berufsgenoſſenſchaften hinzugezogen worden ſind, der Entwurf einer neuen 
Polizeiverordnung über die Einrichtung und den Betrieb von Aufzügen (Aufzugsverordnung) 
vereinbart worden. Wir erſuchen, auf Grund des anliegenden Entwurfs eine gleichlautende 
Polizeiverordnung unter Aufhebung der bisherigen Aufzugsverordnung (vgl. HMBl. 1913 
S. 195 und 1916 S. 367) für Ihren Amtsbereich zu erlaſſen. Von Anderungen des 
Muſterentwurfs wird zur Wahrung der Einheitlichkeit mit Rückſicht auf die Entſchließung 
des Landtags bei Erlaß des Koſtengeſetzes vom 8. Juli 1905 (GS. S. 317) abzuſehen ſein. 

Den beteiligten Berufsgenoſſenſchaften iſt bereits während der Beratungen über den 
Entwurf Gelegenheit zu gutachtlicher Außerung gemäß § 120 e Abſ. 2 der Gewerbeordnung 
gegeben worden. Im Eingang zur Polizeiverordnung iſt hierauf und auf das erwähnte 
Koſtengeſetz ausdrücklich hinzuweiſen. 

Die Polizeiverordnung ſowie die von uns erlaſſene, gleichfalls hierbei überſandte 
Ausführungsanweiſung werden den Amtsblättern als Anlage beizufügen ſein. Wegen 
Herſtellung und Überſendung der hierfür erforderlichen Abdrucke wird der mitunterzeichnete 
Miniſter des Innern das Erforderliche veranlaſſen. Von den Amtsblättern, in denen auf 
die neue Polizeiverordnung hingewieſen wird, und denen die Abdrucke beigefügt werden, 
ſind dem mitunterzeichneten Miniſter für Handel und Gewerbe je zwei Stücke einzureichen. 

In Abweichung von der bisherigen Regelung enthält die neue Polizeiverordnung im 
weſentlichen nur die Vorſchriften allgemeiner und baupolizeilicher Art, während die Auf⸗ 
ſtellung beſonderer techniſcher Grundſätze gemäß § 4 in Verbindung mit Anlage 2 der 
Verordnung dem „Deutſchen Aufzugsausſchuß“ übertragen wird. Der durch Vereinbarung 
der Länder gebildete „Deutſche Aufzugsausſchuß“, deſſen Zuſammenſetzung der Nr. 2 der 
erwähnten Anlage 2 entſpricht, hat die hier beigefügten „Techniſchen Grundſätze für den 
Bau von Aufzügen“ bereits aufgeſtellt. Die Techniſchen Grundſätze werden im Reichs⸗ 
anzeiger veröffentlicht. 

Zu Abſatz 3 Buchſtabe b der Ausführungsanweiſung zu § 12 der Verordnung iſt 
noch zu bemerken: Der Deutſche Aufzugsausſchuß hat ſich wegen beſchleunigter Aufſtellung 
von Unterlagen für die Berechnung von Drahtſeilen, insbeſondere einer Formel, welche 
die neueren Anſchauungen über das Zuſammenwirken von Zug⸗ und Biegungsſpannungen 
berückſichtigt, mit einigen auf dieſem Gebiete beſonders ſachverſtändigen deutſchen Hochſchul⸗ 
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lehrern in Verbindung geſetzt. Es ſteht zu erwarten, daß das Ergebnis dieſer Arbeiten 
noch rechtzeitig vor Inkrafttreten der neuen Verordnung bekanntgegeben werden kann. 
Die Regierungspräſidenten erhalten Abdruck dieſes Erlaſſes und ſeiner Anlagen. 


Der Miniſter Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 
für Handel und Gewerbe. für Volkswohlfahrt. J. A. Roedenbeck. 
J. A.: von Meyeren. Re 


An die Herren Oberpräftdenten und den Herrn Regierungspräſidenten in Sigmaringen. 


Abſchrift überſenden wir zur Kenntnis. Abdrucke für die Gewerbeaufſichtsbeamten 
ſind beigefügt. Die Dampfkeſſelüberwachungsvereine werden beſonders benachrichtigt. 


Der Miniſter Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 
für Handel und Gewerbe. für Volkswohlfahrt. J. A. Roedenbeck 
J. A.: von Meyeren. J. A.: Conze. 


An die Herren Regierungspräſidenten (mit Ausnahme von Sigmaringen) und den Herrn 
Polizeipräſidenten in Berlin. 


Abſchrift überſenden wir zur Kenntnis. 


Der Miniſter Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 
für Handel und Gewerbe. für Volkswohlfahrt. J eee 
J. A.: von Meyeren. J. A.: Conze. 


An den Herrn Verbandspräſidenten in Eſſen. 


Abſchrift überſenden wir zur Kenntnis und Bekanntgabe an die Mitgliedsvereine. 
420 Abdrucke für dieſen Zweck liegen bei. 


Der Miniſter Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 
für Handel und Gewerbe. für Volkswohlfahrt. J. A.: Roedenbeck. 
J. A.: von Meyeren. IJ. A.; Conze⸗ 


An den Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in Halle a. S., 
Seebener Straße. 
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Entwurf einer Polizeiverordnung 


über die 


Einrichtung und den Betrieb von Aufzügen. 


(Aufzugs verordnung.) 

Inhaltsangabe. 
§ 1. Geltungsbereich. § 13. Laufende Überwachung. 
§ 2. Einteilung der Aufzüge. § 14. Prüfungskoſten. 
§ 3. Baugenehmigung und Anzeigepflicht. § 15. Schluß⸗ und Übergangsbeſtimmungen. 
§ 4. Allgemeine Grundſätze. § 16. Ausnahmen und weitergehende Beſtimmungen. 
§ 5. Fahrſchacht. § 17. Strafbeſtimmungen. 
§ 6. Fahrſchachtzugänge. § 18. Inkrafttreten. 
§ 7. Aufſtellung des Triebwerks. Anlage 1. Beſchreibung einer Aufzugsanlage. 
§ 8. Beleuchtung. = 2. Einſetzung des Deutſchen Aufzugsausſchuſſes. 
§ 9. Aufzugsſchilder. 3. Betriebsvorſchriften für Aufzüge. 
§ 10. Betrieb der Aufzüge. 4. Befähigungsnachweis. 
§ 11. Sachverſtändige. 5. Beſcheinigung über Abnabmeprüfung. 
§ 12. Abnahmeprüfung. 6. Beſcheinigung über Unterſuchungen. 

Geltungsbereich. 
81 


J. Den Beſtimmungen dieſer Verordnung ſind alle Aufzugsanlagen mit mehr als 
2 Meter Hubhöhe, einſchließlich derjenigen auf Schiffen, unterworfen, deren Fördergeräte 
zwiſchen Führungen bewegt werden und dieſe nicht verlaſſen. Aufzugsanlagen, deren 
Tragkraft 20 000 kg überſchreitet oder deren Fördergerät bei mehr als 20 m? Fußboden⸗ 
fläche mehr als ein Paar Führungen erhält, unterliegen den Beſtimmungen dieſer Ver⸗ 
ordnung mit der Maßgabe, daß über ihre techniſche Einrichtung eine Vereinbarung zwiſchen 
den Beteiligten zu erfolgen hat, die der Zuſtimmung des Sachverſtändigen bedarf. 

II. Ausgenommen ſind Aufzüge in den der Aufſicht der Bergbehörden unterſtehenden 
Betrieben, Verſenkvorrichtungen in Theatern, Umlaufaufzüge für Laſten, Schiffshebewerke, 
Wagenkipper, Schrägaufzüge für Ofenbeſchickung, Bauaufzüge mit Handbetrieb und Klein⸗ 
laſtenaufzüge mit Handbetrieb für höchſtens 20 kg Tragkraft. 


Einteilung der Aufzüge. 
82. 

Die Aufzüge werden eingeteilt in 
a) Perſonenaufzüge: 

1. Aufzüge mit Führerbegleitung, die zur Beförderung von Perſonen oder 
von Laſten beſtimmt ſind (Führeraufzüge), 

Aufzüge zur Beförderung von höchſtens 6 Perſonen ohne Führerbegleitung 

(Selbſtfahrer), , 

3. Aufzüge, die ſowohl mit Führerbegleitung zur Beförderung von Perſonen 
und Laſten, als auch ohne Führerbegleitung nur zur Beförderung von 
Laſten dienen (Umſtellaufzüge), n 

4. Umlaufaufzüge für Perſonen (Perſonenumlaufaufzüge); 


DD 
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b) Laſtenaufzüge: 

5. Aufzüge, die nur zur Beförderung von Laſten ohne Führerbegleitung 
dienen (Laſtenaufzüge), 

6. kleine Aufzüge zur Beförderung von Laſten von höchſtens 100 kg Ge⸗ 
wicht, die nicht betretbar find und deren Schacht nicht mehr als 1 m? 
Querſchnitt hat (Kleinlaſtenaufzüge). 

c) Sonderaufzüge: 

7. Bremsfahrſtühle für kleine Getreidemühlen, die täglich nicht mehr als 
5000 kg Getreide verarbeiten können (Bremsaufzüge), 

8. Schachtgerüſtbauaufzüge und offene Bauaufzüge ohne Schachtgerüſt, die 
maſchinell angetrieben und bei Bauten oder Abbruchsarbeiten zur Be⸗ 
förderung von Bauſtoffen vorübergehend benutzt werden und ihren Auf⸗ 
ſtellungsort dementſprechend wechſeln (Bauaufzüge), 

9. Laſtenfördermittel, bei denen das beladene Fördergerät unter dem Ein⸗ 
fluß der Laſt nach unten geht, während das zweite leere Fördergerät 
oder das Gegengewicht dadurch nach oben gezogen wird (Ablaßvorrich⸗ 
tungen), 

10. Laſtenaufzüge, deren Führungen gegen die Senkrechte geneigt ſind, oder 
deren ſenkrechte Führungen in Schräg⸗ oder Bogenführungen übergehen 
(Schrägaufzüge). 


Baugenehmigung und Anzeigepflicht. 


8. 8. 
I. Wer eine nach § 1 unter den Geltungsbereich dieſer Verordnung fallende Auf⸗ 
zugsanlage aufſtellen oder eine vorhandene Aufzugsanlage weſentlich verändern will, hat 
a) unter Vorlage von Zeichnungen und Berechnungen die Genehmigung der zu— 
ſtändigen Baupolizeibehörde für den baulichen Teil der Aufzugsanlage (Fahr⸗ 
ſchacht, Durchbrechung der Decken, Errichtung in Treppenhäuſern, Lichthöfen, 
an der Außenſeite von Gebäuden uſw.) herbeizuführen, 
b) dem Sachverſtändigen ($ 11) von der beabſichtigten Errichtung oder Anderung 
des maſchinellen Teiles der Aufzugsanlage, ſowie bei Perſonenaufzügen (8 2 
Nr. 1 bis 4) von der Auswechſlung von Tragmitteln Anzeige zu erſtatten. 
Der Sachverſtändige hat auf Anfrage zu entſcheiden, ob die beabſichtigte Ande⸗ 
rung des maſchinellen Teiles anzeigepflichtig iſt. 

Verpflichtet hierzu iſt der Aufzugsbeſitzer, d. h. derjenige, für deſſen Rechnung und 
Gefahr die Anlage betrieben wird, bei ſogenannten Mietaufzügen der Vermieter des Auf⸗ 
zuges. Bei Bauaufzügen ($ 2 Nr. 8) iſt die Anzeige zu b) nur bei der erſtmaligen Auf⸗ 
ſtellung und bei Anderungen des maſchinellen Teiles erforderlich. 

II. Der Anzeige gemäß Abſchnitt Ib find je zwei Beſchreibungen und Zeichnungen 
beizufügen, aus denen alle in dieſer Verordnung geforderten und alle ſonſtigen zur Prüfung 
und Berechnung der Aufzugsanlage oder ihrer Anderung erforderlichen Angaben hervor⸗ 

gehen müſſen. Für die Beſchreibung iſt das Muſter Anlage 1, nötigenfalls unter ent⸗ 
ſprechenden Ergänzungen, zu benutzen. Bei der Anzeige über die Auswechſlung von Trag⸗ 
mitteln an Perſonenaufzügen ſind Beſchreibungen und Zeichnungen nicht erforderlich, wenn 
das neue Tragmittel dem bisherigen nach Art und Beſchaffenheit gleicht. 

III. Tritt ein Wechſel in der Perſon des nach Abſchnitt ! verpflichteten Aufzugs⸗ 
beſitzers ein, ſo hat der neue Beſitzer hiervon dem zuſtändigen Sachverſtändigen binnen 
6 Wochen Anzeige zu erſtatten. 


Anlage V. 


Allgemeine Grundſätze. 


SA. 

Die Aufzugsanlagen müſſen in Bezug auf Bauart, Ausführung und Ausrüſtung den 
folgenden Beſtimmungen und den anerkannten Regeln der Wiſſenſchaft und Technik ent⸗ 
ſprechen. Als ſolche gelten neben den allgemeinen Regeln und den in Betracht kommenden 
Baupolizeivorſchriften die vom Deutſchen Aufzugsausſchuß auf Grund der Anlage 2 auf⸗ 
geſtellten Techniſchen Grundſätze. 
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Für die in § 2 c aufgeführten Aufzüge werden die Techniſchen Grundſätze vom 
Deutſchen Aufzugsausſchuß mit den Berufsgenoſſenſchaften vereinbart. 
Die Techniſchen Grundſätze werden im Reichsanzeiger veröffentlicht. 


Fahrſchacht. 
8 

I. Die Fahrbahn der in § 2 Nr. 1 bis 6 und 9 genannten Aufzüge ſoll grundſätzlich 
in ihrer ganzen Ausdehnung nach Maßgabe der für den Aufſtellungsort geltenden Bau⸗ 
polizeiverordnung oder, wenn in dieſer Beſtimmungen nicht enthalten ſind, nach dem Er⸗ 
meſſen der zuſtändigen Baupolizeibehörde von feuerbeſtändigen oder mindeſtens dichten 
und feuerhemmenden Wänden umſchloſſen ſein. 

Außerhalb des Fahrſchachtes liegende Bahnen für Gegengewichte, Ketten oder Seile, 
die eine Deckendurchbrechung von mehr als 100 cm? erfordern, find ebenſo wie Fahrſchächte 
zu umſchließen. Kleinere Deckendurchbrechungen müſſen mit einer feuerhemmenden Aus⸗ 
kleidung verſehen fein, die mindeſtens 0,5 m in den Raum unterhalb der Decke hinein⸗ 
reicht. Die Bahnen müſſen mindeſtens unfallſicher umkleidet ſein. 

II. Abweichend von den Beſtimmungen im Abſchnitt J genügt für alle Aufzüge, die 

a) im Freien, an der Außenſeite von Gebäuden, in Treppenhäuſern oder in Licht⸗ 
höfen angelegt werden oder 

p) im Innern von Gebäuden übereinander gelegene Galerien verbinden oder 

e) nur Kellergeſchoß und Erdgeſchoß oder zwei ſonſt unmittelbar übereinander⸗ 
liegende Geſchoſſe verbinden, in denen feuergefährliche Gegenſtände nicht her- 
geſtellt, verarbeitet oder gelagert werden, 


eine Umkleidung der Fahrbahn an allen Stellen, wo Menſchen an ſie herangelangen 
können. Die Umkleidung muß mindeſtens 2, m über dem Fußboden hoch fein. Bei 
Aufzügen, die im Innern von Gebäuden liegen, iſt ſie mindeſtens an den Seiten der 
Fahrbahn, an denen das Fördergerät offen iſt, in ganzer Höhe durchzuführen. Ferner iſt 
die Umkleidung an den Seiten in ganzer Höhe durchzuführen, wo Deckendurchbruchs— 
kanten, Treppenläufe und dergl. ſo nahe (40 em) an die Fahrbahn heranreichen, daß auf 
der Fahrkorbdecke beſchäftigte Perſonen dadurch zu Schaden kommen können. Bei den 
unter a genannten Aufzügen muß die Umkleidung aus unverbrennlichen Stoffen beſtehen. 

Zu Umkleidungen verwendetes Drahtgeflecht darf eine Maſchenweite von höchſtens 
2 cm bei mindeſtens 1556 mm Drahtſtärke, Bandeiſen, Hölzer und dergleichen dürfen einen 
lichten Abſtand von höchſtens 2 em voneinander haben. 

III. Feuerbeſtändig oder feuerhemmend hergeſtellte Fahrſchächte müſſen eine feuer⸗ 
hemmende Abdeckung haben, oder ihre Schachtwände müſſen 0,2 m über Dach hinausge⸗ 
1 ſein. Etwaige Entlüftungsrohre müſſen ebenfalls mindeſtens 0,2 m über Dach 
münden. 

IV. Fahrſchachtmündungen, die im Verkehrsbereich liegen, ſind ſo zu umwehren, daß 
Menſchen nicht an ſie herangelangen können. 

Rollengerüſte und ſonſtige Bauteile des Aufzuges, die oberhalb oder außerhalb des 
Fahrſchachtes angebracht ſind, müſſen unfallſicher zu erreichen und zu begehen ſein. Fahr⸗ 
ſchachtabdeckungen und Rollengerüſtböden, Bedienungsbühnen und ihre Zugänge ſind feſt 
zu verlegen und an ihren freien Seiten mindeſtens mit Geländer und Fußleiſte zu 
verſehen. 

V. Durch die im Abſchnitt IV genannten Abdeckungen und Rollengerüſtböden oder 
durch beſondere Unterfangungen, Drahtnetze oder dergleichen muß verhindert werden, daß 
Triebwerksteile oder andere Gegenſtände in den Fahrſchacht fallen können. Durchbrechungen 
(für Seile, Seilrollen uſw.) in der Unterfangung ſind möglichſt zu beſchränken. Abdeckun⸗ 
gen aus Glas müſſen mit einem engmaſchigen Drahtnetz unterfangen werden, wenn ſie 
nicht aus Drahtglas beſtehen. 

VI. Lichtöffnungen in Fahrſchachtwänden ſind durch Fenſter zu verſchließen, die nicht 
in die Fahrbahn hineinſchlagen dürfen und von Unbefugten nicht geöffnet werden können. 
Die Fenſter ſind aus Drahtglas von mindeſtens 10 mm Stärke oder aus einem gleich 
widerſtandsfähigen Glas dicht herzuſtellen. Die Geſamtgröße der Lichtöffnungen in feuer⸗ 
beſtändig oder feuerhemmend hergeſtellten Schächten darf in keinem Stockwerk ein Zehntel 
der Schachtfläche überſchreiten. 


EC 
VII. Perſonen⸗Umlaufaufzüge in Gebäuden, ſoweit fie nicht nach Abſchnitt II von der 
Vorſchrift feuerbeſtändiger oder feuerhemmender Fahrſchachtwände ausgenommen ſind, 
müſſen einen Vorraum haben, deſſen Wände feuerbeſtändig oder feuerhemmend ausge— 
führt ſind. 
VIII. Für die im § 2 Nr. 7, 8 und 10 genannten Aufzüge gelten die vorſtehenden 
Beſtimmungen über die Ausführung des Fahrſchachtes nicht. 


Fahrſchachtzugänge. 
8 6. 

Die Zugangstüren zu feuerbeſtändigen oder feuerhemmenden Fahrſchächten ſind 
feuerhemmend und dicht herzuſtellen. 

Die Zugangstüren von ſolchen Aufzügen in Warenhäuſern, deren Fahrbahn von 
feuerbeſtändigen Wänden umſchloſſen iſt, müſſen aus Eiſen mit mindeſtens 5 mm ſtarker 
Aſbeſtzwiſchenlage oder in gleichwertiger Ausführung hergeſtellt werden. 

Die Zugangstüren der im § 2 Nr. 6 genannten Kleinlaſtenaufzüge können falzloſe, 
auf einer Seite mit mindeſtens 0,75 mm ſtarkem Eiſenblech oder mit einem gleich wider⸗ 
ſtandsfähigen Stoffe beſchlagene Holztüren oder einfache Eiſentüren ſein. 

Im übrigen gelten für die Ausführung der Fahrſchachtzugänge die an die Fahrſchächte 
geſtellten Anforderungen. 


Aufſtellung des Triebwerks. 
BZ 


J. Das Triebwerk der im § 2 Nr. 1 bis 5 genannten Aufzüge iſt in einem trockenen, 
hellen, hinreichend geräumigen, im Mittel mindeſtens 1,8 m hohen verſchließbaren Raume 
aufzuſtellen. Die Aufzugsmaſchine muß gut zugänglich ſein. 

Bei den im § 2 Nr. 6 genannten Kleinlaſtenaufzügen iſt die Höhe des Triebwerks⸗ 
raumes von 1,8 m nicht erforderlich, wenn das Triebwerk über dem Schachte angebracht 
und gut zugänglich iſt. 

II. Wenn ausnahmsweiſe das Triebwerk unter dem Schachte angeordnet werden 
muß und die Führungen nicht auf ein beſonderes Widerlager nach unten durchgeführt oder 
nicht ſicher aufgehängt ſind, muß die Decke des Maſchinenraumes, ſoweit ſie die Fahr⸗ 
ſchachtſohle bildet, ſo ſtark ſein, daß ſie die Widerlager der Führungen aufnehmen kann. 


Beleuchtung. 


88. 

J. Die Fahrſchachtzugänge müſſen durch Tageslicht oder künſtliches Licht ausreichend 
beleuchtet ſein, ſolange der Aufzug benutzt werden kann. 

Bei den im 82 Nr. 4 genannten Perſonenumlaufaufzügen find auch die Umſetzſtellen 
der Fahrkörbe während des Betriebes durch Tageslicht oder künſtliches Licht ausreichend 
zu beleuchten. 

II. Die Fahrkörbe der im § 2 Nr. 1 bis 4 genannten Perſonenaufzüge müſſen, 
ſolange ſie benutzt werden können, dauernd durch Tageslicht oder künſtlich beleuchtet ſein. 
Die Verwendung von Mineralölen oder ähnlichen leicht entzündbaren Flüſſigkeiten für 
die Beleuchtung im Innern der Fahrkörbe iſt unzuläſſig. Von der dauernden Beleuchtung 
kann bei den Fahrkörben der im § 2 Nr. 1 bis 3 genannten Aufzüge dann abgeſehen 
werden, wenn die Beleuchtungseinrichtung ſo beſchaffen iſt, daß ſie mit dem Offnen der 
Fahrſchachttür in Tätigkeit geſetzt wird und während der Aufzugsbenutzung in Tätigkeit 
bleibt. 

Die Fahrkörbe der übrigen Aufzugsarten müſſen bei offenen Schachtzugangstüren 
ausreichend beleuchtet ſein. 

III. Elektriſche Beleuchtung muß unabhängig von der Leitung für die Antriebs⸗ 


maſchine ſein. Schalter für die elektriſche Beleuchtung müſſen außerhalb des Schachtes 
unter Verſchluß im Triebwerksraum untergebracht ſein. 


IV. Der Triebwerksraum muß durch feſt angebrachte Lampen künſtlich beleuchtet 
werden können; außerdem muß eine Handlampe in ihm vorhanden ſein. 


en — 
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Aufzugsſchilder. 


f 8 9. 

I. An jedem Aufzug iſt an ſichtbarer Stelle ein Schild anzubringen, das den Namen 
des Herſtellers, das Jahr der Fertigung und die Fabriknummer trägt. Außerdem ſind 
die in den Techniſchen Grundſätzen für die einzelnen Aufzugsarten vorgeſchriebenen Schilder 
an den dort bezeichneten Stellen anzubringen. 


II. Andere Schilder und Aufſchriften dürfen neben den vorgeſchriebenen Schildern 
an den Fahrſchachtzugängen und im Innern der Fahrkörbe nicht angebracht werden. 


Betrieb der Aufzüge. 
& 10. 

I. Der Aufzugsbeſitzer (vgl. § 3) oder der an ſeiner Stelle mit der Leitung des 
Betriebes beauftragte Stellvertreter ſowie die mit der Bedienung der Aufzugsanlage 
betrauten Perſonen haben dafür zu ſorgen, daß die Aufzüge ſich ſtets in betriebsſicherem 
Zuftande befinden, und daß Aufzüge, die nicht betriebsſicher ſind, außer Betrieb geſetzt 
werden. 

II. Zur Bedienung der Aufzüge ſind zugelaſſen: 

a) bei Führeraufzügen nach § 2 Nr. 1 geprüfte Führer: 

Soweit die Aufzüge elektriſche Innenſteuerung haben, können durch 
die Polizeibehörde außerdem Hilfsführer, die mindeſtens 16 Jahre alt 
ſein müſſen, zugelaſſen werden, wenn ſie mit der Bedienung und den 
Betriebsvorſchriften vertraut find. Der mit der Beaufſichtigung der 
maſchinellen Anlage des Aufzuges beauftragte geprüfte Führer muß in 
dieſem Falle während der Benutzungszeit des Aufzuges ſtets leicht er⸗ 
reichbar ſein. Mehr als zwei Hilfsführer dürfen gleichzeitig in einer 
Arbeitsſchicht für denſelben Aufzug nicht vorhanden ſein; 

b) bei Selbſtfahrern nach 8 2 Nr. 2: 

Soweit die Aufzüge ausſchließlich von beſtimmten Perſonen benutzt 
werden oder nur zwei Geſchoſſe miteinander verbinden, kann die Polizei⸗ 
behörde die Benutzung ohne Führerbegleitung geſtatten, wenn ein ge⸗ 
prüfter Führer während der Benutzungszeit ſtets leicht erreichbar iſt; 

c) bei den Umſtellaufzügen nach § 2 Nr. 3: 

1. wenn die Innenſteuerung benutzt wird, geprüfte Führer; 

2. wenn die Außenſteuerung benutzt wird, Perſonen, die nicht unter 18 Jahre 
alt ſein dürfen, mit der Bedienung beſonders beauftragt und mit der 
Einrichtung und dem Betriebe des Aufzuges ſowie mit den Betriebs⸗ 
vorſchriften vertraut ſind; 

d) bei den Perſonenumlaufaufzügen nach § 2 Nr. 4 geprüfte Führer: 

Ein ſolcher Führer muß während der Benutzungszeit ſieis leicht 
erreichbar ſein; 

e) bei den ſonſtigen im § 2 genannten Aufzügen mindeſtens 16 Jahre alte 
Perſonen, die mit der Einrichtung, dem Betriebe der Aufzugsanlage und den 
Betriebsvorſchriften vertraut und mit der Bedienung beauftragt ſind. 


III. Für die Bedienung der Aufzüge gelten die beigefügten Betriebsvorſchriften 
Anlage 3. Ein Abdruck davon iſt bei allen Aufzügen mit Ausnahme ſolcher Kleinlaſten⸗ 
aufzüge, die ausſchließlich durch Menſchenkraft bewegt werden, im Triebwerksraum, außer⸗ 
dem der Abſchnitt IV daraus bei den Aufzügen nach 8 2 Nr. 1 bis 3 im Fahrkorb und 
bei den Aufzügen nach 8 2 Nr. 5 bis 10 an den dem allgemeinen Verkehr zugänglichen 
Ladeſtellen auszuhängen. 

IV. Die Prüfung zum Aufzugsführer erfolgt durch den zuſtändigen Sachverſtändigen. 
Die Prüflinge müſſen das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben und bei der Prüfung 
den Nachweis erbringen, daß ſie mit der Einrichtung und dem Betriebe von Aufzugs⸗ 
anlagen und den hierüber erlaſſenen Vorſchriften vertraut find. Die Zulaſſung der Aufzugs⸗ 
führer erfolgt nur für beſtimmte Aufzüge auf beſtimmten Grundſtücken durch einen vom 


Anlage g 
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wie Sachverftändigen nach Anlage 4 auszuſtellenden Befähigungsnachweis, auf dem der Führer 
die ſchriftliche Erklärung abzugeben hat, daß er die Bedienung des Aufzuges verantwortlich 
1 hat. Der Befähigungsnachweis iſt in das Aufzugs⸗Unterſuchungsbuch ein⸗ 
zuheften. 

V. Die Polizeibehörde kann Aufzugsführern, die ſich wiederholt der Übertretung von 
Beſtimmungen dieſer Verordnung ſchuldig gemacht, oder die ſich ſonſt als unzuverläſſig 
erwieſen haben, den Befähigungsnachweis entziehen. Der zuſtändige Sachverſtändige iſt 
hiervon zu benachrichtigen. 


Sachverſtändige. 
8 11. 
Als Sachverſtändige im Sinne dieſer Verordnung gelten 

a) in Anlagen des Deutſchen Reiches und Preußens ſowie der Deutſchen Reichs⸗ 
bahn⸗Geſellſchaft die durch die vorgeſetzte Dienſtſtelle dazu ermächtigten Beamten 
oder ſonſtigen Sachverſtändigen, 

b) im übrigen die nach Anordnung des Miniſters für Handel und Gewerbe 
ermächtigten Perſonen. 


Abnahmeprüfung. 
§ 12. 
I. Der Aufzugsbeſitzer ($ 3) iſt verpflichtet, eine erſtmalige Prüfung (Abnahme) der 
neu errichteten oder weſentlich veränderten Aufzugsanlagen vor ihrer Inbetriebnahme zu 
veranlaſſen. 


II. Der Sachverſtändige hat die mit der Anzeige nach 8 3 eingereichten Unterlagen 
nach den Beſtimmungen dieſer Verordnung zu prüfen und mit ſeinem Prüfungsvermerk 
zu verſehen. 

Bei der Abnahme im Betriebe ſind beſonders zu prüfen: 

a) alle vorgeſchriebenen Sicherheitsvorrichtungen, insbeſondere die Fahrſchacht⸗ 
verſchlüſſe in jedem Geſchoſſe durch Fahrproben nach beiden Fahrtrichtungen 
mit der höchſten zuläſſigen Belaſtung. Auf gute und dauerhafte Ausführung 
der Verſchlüſſe iſt beſonderer Wert zu legen. Bei Aufzügen mit Treibſcheiben⸗ 
antrieb iſt durch eine Fahrprobe nach unten bei doppelter Belaſtung feſtzuſtellen, 
ob die Reibung zwiſchen Seil und Scheibe genügt; 

b) die Zuverläſſigkeit der Fang⸗ oder Bremsvorrichtung bei der höchſten zuläſſigen 
Belaſtung, indem 

1. die Tragmittel am Fahrkorb gelöſt werden oder wenigſtens eins von ihnen 
bei der Abwärtsfahrt mit normaler Geſchwindigkeit ſoweit gelockert wird, 
wie es zur Betätigung der Fangvorrichtung erforderlich iſt, und 

2. die Vorrichtung, die eine Überſchreitung der höchſtzuläſſigen Auslöſe⸗ 
geſchwindigkeit verhindern ſoll (Regler), durch entſprechende Steigerung 
der Geſchwindigkeit zur Wirkung gebracht wird. 

lage b: III. Über den Befund der Prüfung iſt eine ſchriftliche Beſcheinigung nach Anlage 5 
— diurch den Sachverſtändigen auszuſtellen, die von ihm mit je einer Ausfertigung der Be⸗ 
ſchreibung und Zeichnung ($ 3 Abſchnitt II) zu verbinden und bei den einer regelmäßigen 
Unterſuchung unterliegenden Aufzügen einem von dem Aufzugsbeſitzer auf ſeine Koſten zu 
nage beſchaffenden Unterſuchungsbuch, Anlage 6, vorzuheften iſt. 


IV. Nach dem befriedigenden Ausfall der erſten Prüfung und der Aushändigung 
der Beſcheinigung hierüber oder eines Zwiſchenbeſcheides an den Aufzugsbeſitzer darf die 
Aufzugsanlage benutzt werden, ſofern die baupolizeiliche Abnahme der Anlage ſtatt⸗ 
gefunden hat. 


V. Der Sachverſtändige hat je eine Abſchrift der Abnahmebeſcheinigung der Polizei⸗ 
behörde und, ſoweit es ſich um Aufzüge in Anlagen handelt, die der Gewerbeaufſicht 
unterſtehen, dem zuſtändigen Gewerbeaufſichtsamt zu überſenden. Aufzüge in Betrieben 
des Deutſchen Reiches, Preußens und der Deutſchen Reichsbahn⸗Geſellſchaft unterliegen 
dieſer Vorſchrift nicht. 
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Laufende Überwachung. 
8713: 
I. Die nachſtehend aufgeführten Aufzugsarten find von dem Sachverſtändigen inner⸗ 
halb der angegebenen Friſten regelmäßig zu unterſuchen: 
a) 85 Ken § 2 Nr. 1 bis 4 genannten Perſonenaufzüge in längſtens zweijährigen 
riſten, 
b) die im § 2 Nr. 5 genannten Laſtenaufzüge in längſtens vierjährigen Friſten, 
c) die im § 2 Nr. 6, 7, 9 und 10 genannten Aufzüge in längſtens ſechsjährigen 
Friſten. 


Bei dieſen regelmäßigen Unterſuchungen iſt die Anlage in derſelben Weiſe zu prüfen 
wie bei der Abnahme ($ 12 Abſchnitt II). 

Zwiſchen zwei regelmäßigen Unterſuchungen find die unter a und b genannten 
Aufzüge einer unvermuteten Beſichtigung zu unterziehen, die ſich auf den allgemeinen 
Zuſtand der Anlage, insbeſondere der Tragmittel und der Tür- und Steuerſicherungen, 
erſtreckt. 

Einer gleichen unvermuteten Unterſuchung können die Sachverſtändigen die unter e 
aufgeführten Aufzüge zwiſchen je zwei regelmäßigen Prüfungen unterziehen. 

II. Der Befund der Unterſuchungen iſt von dem Sachverſtändigen in das Unter⸗ 
ſuchungsbuch einzutragen. Das Unterſuchungsbuch iſt von dem Aufzugsbeſitzer zur Einſicht⸗ 
nahme durch die Aufſichtsbeamten und Sachverſtändigen am Betriebsorte bereitzuhalten. 

III. Vorgefundene Mängel ſind von dem Aufzugsbeſitzer innerhalb einer von dem 
Sachverſtändigen zu ſtellenden Friſt zu beſeitigen. Nach fruchtloſem Ablauf der Friſt hat 
der Sachverſtändige der Polizeibehörde, bei Aufzügen in Betrieben des Deutſchen Reiches, 
Preußens und der Deutſchen Reichsbahn⸗Geſellſchaft der vorgeſetzten Dienſtſtelle Anzeige 
zu erſtatten. 

IV. Findet der Sachverſtändige oder ein anderer zur Aufſicht über den Betrieb 
zuſtändiger Beamter den Aufzug in einem derartigen Zuſtande, daß eine unmittelbare 
Gefahr für die Benutzung beſteht, ſo hat er, gebotenenfalls durch die Polizeibehörde, bei 
Aufzügen in Betrieben des Reiches, Preußens und der Deutſchen Reichs bahn-⸗Geſellſchaft 
durch die vorgeſetzte Dienſtſtelle, die ſofortige Einſtellung des Betriebes zu veranlaſſen und 
darüber einen Vermerk in das Unterſuchungsbuch aufzunehmen. 

V. Das Recht der Polizeibehörden und der Gewerbeaufſichtsbeamten, im Bedarfs⸗ 
falle — namentlich auf Antrag des Sachverſtändigen oder der zuſtändigen Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft — außerordentliche Unterſuchungen anzuordnen, ſowie das Überwachungsrecht der 
Berufsgenoſſenſchaften bleiben durch dieſe Beſtimmungen unberührt. 


Prüfungskoſten. 
8 14. 

Der Aufzugsbeſitzer muß die regelmäßigen Prüfungen veranlaſſen und die unver⸗ 
muteten Unterſuchungen ſowie die auf Grund des § 13 Abſchnitt V angeordneten außer⸗ 
ordentlichen Unterſuchungen geſtatten. Er hat die für die Prüfungen gemäß § 12 und 
§ 13 nötigen Arbeitskräfte und Vorrichtungen bereitzuſtellen und die Koſten der Prüfungen 
zu tragen. Die Gebührenordnung wird von dem Miniſter für Handel und Gewerbe feſt⸗ 
geſetzt und im Miniſterialblatt der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung veröffentlicht. — Die 
Koſten können im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden. 


Schluß- und Übergangsbeſtimmungen. 
Seile 
J. Die unter den Geltungsbereich dieſer Verordnung fallenden und bei ihrem Inkraft⸗ 
treten beſtehenden Aufzugsanlagen ſind, 

a) ſoweit fie bereits einer Prüfung durch Sachverſtändige auf Grund beſtehender 
Polizeiverordnungen unterlegen und letzteren entſprochen haben, nur dann 
erneut gemäß § 3 anzumelden, wenn eine weſentliche Anderung vorgenommen 
werden ſoll; 

b) ſoweit ſie bisher einer Prüfung durch Sachverſtändige nicht unterlegen haben, 
innerhalb dreier Monate nach Inkrafttreten dieſer Verordnung gemäß § 3 
anzumelden. 
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II. Die zur Zeit des Inkrafttretens dieſer Verordnung in Aufſtellung begriffenen 
Aufzugsanlagen find, ſoweit fie unter ihren Geltungsbereich fallen, binnen 6 Wochen gemäß 
§ 3 anzumelden. 

III. Für die in den vorſtehenden Abſchnitten I und II genannten Aufzugsanlagen 
können Anforderungen, die über die bisher gültigen hinausgehen, auf Grund dieſer Ver⸗ 
ordnung nur geſtellt werden, wenn ſie zur Beſeitigung erheblicher Gefahren für Leben und 
Geſundheit der mit den Aufzugsanlagen in Berührung kommenden Perſonen erforderlich 
ſind oder ohne unverhältnismäßige Aufwendungen ausführbar erſcheinen. 


Ausnahmen und weitergehende Beſtimmungen. 
8 16. 

J. Die Regierungspräſidenten (in Berlin der Polizeipräſident) find befugt, für ein⸗ 
zelne Anlagen Ausnahmen von den Vorſchriften dieſer Verordnung und von den Beſtim⸗ 
mungen der Techniſchen Grundſätze nach Anhörung des Sachverſtändigen zuzulaſſen. 
Genehmigungen dieſer Art ſind dem Aufzugsunterſuchungsbuche beizuheften. Bei den in 
§ 2% genannten Sonderaufzügen wird ſich die Behörde zunächſt mit der zuſtändigen Berufs⸗ 
genoſſenſchaft ins Benehmen ſetzen. 

Die Befugnis zur Erteilung von Ausnahmen erſtreckt ſich jedoch nicht auf zwingende 
Vorſchriften der Baupolizeiverordnungen. 

II. Ausnahmen für beſtimmte Arten von Aufzügen können hinſichtlich der Vorſchriften 
dieſer Verordnung vom Miniſter für Handel und Gewerbe und hinſichtlich der Beſtim⸗ 
mungen der Techniſchen Grundſätze vom Deutſchen Aufzugsausſchuß zugelaſſen werden. 

III. Unberührt bleibt die Befugnis der zuſtändigen Behörden, bei Aufzugsanlagen, 
die der Gewerbeaufſicht unterliegen, im Wege der Verfügung gemäß § 120d der Gewerbe⸗ 
ordnung weitergehende Anordnungen zum Schutze des Lebens und der Geſundheit der 
Arbeiter zu treffen. 


Strafbeſtimmungen. 
Ser za 


Übertretungen dieſer Verordnung werden, ſoweit nicht nach den Strafgeſetzen eine 
höhere Strafe eintritt, mit Geldſtrafe bis zum Betrage von 150 HR. oder im Unvermögens⸗ 
falle mit entſprechender Haft beſtraft. 


Inkrafttreten. 


8 18. 


Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Bekanntmachung unter gleichzeitiger Aufhebung der 
Aufzugsverordnung von 1913/1916 (HMBl. 1913 ©. 195 und 1916 S. 367) in Kraft. 


— — — 
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Anlage 1. 


Beſchreibung einer Aufzugsanlage. 


Der mitunterzeichnete Aufzugsbeſitzer: 


erf . P , „„ 

f N ia a 
beabfichtigt die Inbetriebſetzung eines Aufzuges auf dem Grundſtück: 

N Ae A ee FF ˙ A ( 
Der Aufzug ſoll dienen zur Beförderung von (ſ. 82 . „„ 
Seine Tragfähigkeit beträgt. kg 
Ode: Perſonen l(einſchließlich des Führers). 


Der Schachtquerſchnitt des Aufzuges iſt kleiner — größer als 1,0 m2. Der Antrieb des 
%% /// A 


Den Vorſchriften der Verordnung über die Einrichtung und den Betrieb von Auf⸗ 
zügen und den Beſtimmungen der Techniſchen Grundſätze für den Bau von Aufzügen wird 
entſprochen wie folgt: 


12 


I. Verordnung. 
Umſchließung und Ausführung des Fahrſchachtes ſowie der Gegengewichtsbahn 


($ 5 Abſchnitt I und II): 


ID 


Wehn nr iin e bis auf 
„ m Höhe vom Fußboden.. .. umgeben. 
Das Gegengewicht befindet ſich .... M * 


ed r ð K A ee RR re ee 


Obere Abdeckung (8 5 Abſchnitt III, IV und V): 


Der Fahrſchacht iſt am oberen Ende 


Lichtöffnungen (§ 5 Abſchnitt VI): 


Lichtöffnungen ſin w vorhanden. Ihre Größe beträgt ....... 


„Fahrſchachtzugänge (§ 6): 


Der Fahrſchacht iſt durchc gn. zugänglich, die at 
b ee hergeſtellt ſind. 


Aufſtellung des Triebwerks (§ 7): 


Das Aufzugstriebwerk befindet ſitic˖hl unn. Der Triebwerks⸗ 
rum it: 5 CV lichte Höhe. 
„Beleuchtung ($ 89: 
Die Fahrſchachtzugänge find beleuchtet durc/ /g „der 
Fahrkorb durgggn .. F eingeſchaltet wird. 
„Fabrikſchild (§ 9 Abſchnitt 1): 
Der Aufzug trägt folgendes Fabrikſchild: Erbauer 5 
Jahr der Fertigunn ... c 


II. Techniſche Grundſätze. 


Freie Höhe unter tiefſter Fahrkorbſtellung: 


Die Schachtgrube hat eine Geſamttiefe voeo nn m. Das Maß 
von Oberkante Fahrkorbfußboden bis Geſchoßfußboden, nachdem der Fahrkorb 
auf feine feſten Anſchläge in tiefſter Stellung aufgeſetzt hat, beträgt. m. 
In dieſer Stellung verbleibt zwiſchen Schachtſohle und Fahrkorbfußboden eine 
ele e dd m. 
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9. Freie Höhe über höchſter Fahrkorbſtellung: 
Über dem Fahrkorb 1 . höchſten Betriebsſtellung verbleibt eine freie 


ee e ee 
10. Fahrſchachtzugänge: 
Die Fahrſchachtzugänge haben eine lichte Breite voeo n m 
und eine lichte Höhe voͤ n m. 
11. Geſchwindigkeit: 
Der Fahrkorb erhält eine Betriebsgeſchwindigkeit von m 


in der Sekunde. 
Überſchreiten der zuläſſigen Auslöſegeſchwindigkeit wird verhindert durch... 
12. Triebwerk: 

Als Antrieb dient ene nit mittelbar — unmittelbar 

bellte bene Tal Bremsvorrichtung. 
13. Ausrückvorrichtungen: 

Die Ausrückung in höchſter und tiefſter Fahrkorbſtellung erfolgt durch. 
JFC EEE Bei Verſagen dieſer Endausrückungen 
tritt als Nofaus rügt in Tätigkeit. Schlaffſeilbildung 
Wird derhnder nr 

14. Steuerung und Türverriegelung: 
Die Steuerung it ene ſteuerung und wird betätigt 


Steuerſperrung und Türverriegelung entſprechen 2222222... 


15. Tragmittel: 
Die Tragmittel für Fahrkorb und Gegengewicht werden beanſprucht mit 
PPT ͤ kg / em ?. 
16. Fahrkorb: 
Der Fahrkorb ene; 8 
Sein Gewicht betzzeigt ke. 
17. Fang-, Brems- und Aufſetzvorrichtungen: 
Der Aufzug iſt mit eien verſehen. 
18. Gegengewicht: 
Das Gegengewicht wiegt. kg. 
19. Zeigereinrichtung: 
Die jeweilige Fahrkorbſtellung iſt erkennbar gemacht durch nn. . 
20. Notrufvorrichtung: i 
Die Notrufvorrichtung im Fahrkorb beſteht inn 


und iſt hörbar A N REN Be 
21. Schilder: 
Der Aufzug iſt mit folgenden Schildern verfehen .........cceneen 2... 
III. Weitere Erläuterungen. 
n „den F ͤ NDSTIER AS RL Sense 
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Anlage 2. 
Einſetzung des Deutſchen Aufzugsausſchuſſes. 


1. Aufgaben des Deutſchen Aufzugsausſchuſſes. 

Zur Förderung des Deutſchen Aufzugsweſens wird der „Deutſche Aufzugsausſchuß“ 
mit dem Sitze in Berlin errichtet. Er hat die Aufgabe, die Techniſchen Grundſätze für 
den Bau von Aufzügen gemäß § 4 der Verordnungen der Länder über die Einrichtung 
und den Betrieb von Aufzügen (Aufzugsverordnung) aufzuſtellen und nach den Bedürf⸗ 
niſſen der Praxis und den Ergebniſſen der Wiſſenſchaft fortzubilden. Er hat die Befugnis, 
Ausnahmen von den Techniſchen Grundſätzen gemäß § 16 Abſchnitt II dieſer Verordnung 
zuzulaſſen. Ihm liegt ferner die Überwachung der in der Reichsarbeitsverwaltung (Ständige 
Ausſtellung für Arbeiterwohlfahrt) zu errichtenden Aufzugsprüfſtelle, die Aufſtellung einer 
Geſchäftsordnung für dieſe und von Richtlinien für die Vornahme von Prüfungen ob. 
Er hat ſchließlich auf Erſuchen des Reichsarbeitsminiſters ſich gutachtlich zu Fragen zu 
äußern, welche die Bauart, die Ausführung, die Ausrüſtung und den Betrieb von Aufzügen 
betreffen. Anträge, welche eine Anderung der Techniſchen Grundſätze und Ausnahmen von 
den Beſtimmungen dieſer Grundſätze gemäß § 16 Abſchnitt II dieſer Verordnung betreffen, 
ſind an den Vorſitzenden des „Deutſchen Aufzugsausſchuſſes“ zu richten. 


2. Zuſammenſetzung des Deutſchen Aufzugsausſchuſſes. 
Der „Deutſche Aufzugsausſchuß“ beſteht aus 16 ordentlichen Mitgliedern und 
16 ſtellvertretenden Mitgliedern, und zwar berufen die nachſtehend aufgeführten Behörden 
und Körperſchaften die angegebene Zahl von ordentlichen und ſtellvertretenden Mitgliedern 


Anzahl 
a) der Reichsarbeitsminiſter ie 
p) die Landesregierungen nach Vereinbarung 5 
c) der Verband der Aufzugsfabrikanten „ 
d) der allgemeine deutſche Verband der Dampftefelübertvacjungsvereine 3 
e) die Vertretung der preußiſchen Aufzugsſachverſtändigen 1 
f) der Verband der deutſchen Berufsgenoſſenſchaften l 
g) der Verband der deutſchen Elektrotechniker . 1 
h) der Verein deutſcher Maſchinenbauanſtalten el 
i) der Verein deutſcher Eijenhüttenleute . - 1 


zuſammen: 16 
Die Namen der Berufenen ſind erſtmalig dem Reichsarbeitsminiſter, bei ſpäteren 
Anderungen dem Vorſitzenden des „Deutſchen Aufzugsausſchuſſes“ mitzuteilen. Die 
Berufenen bleiben ſolange im Amte, bis fie von den aufgeführten Behörden oder Körper⸗ 
ſchaften zurückberufen werden. Jeder Wechſel unter den Mitgliedern des „Deutſchen 
Aufzugsausſchuſſes“ iſt dem Reichsarbeitsminiſter, den Landesregierungen und allen ordent⸗ 
lichen und ſtellvertretenden Mitgliedern vom Vorſitzenden bekanntzugeben. Anträge auf 
eine Anderung der Zuſammenſetzung des „Deutſchen Aufzugsausſchuſſes“ ſind an den 

Reichsarbeitsminiſter zu richten, ſie bedürfen der Zuſtimmung der Landesregierungen. 


3. Geſchäftsführung des Deutſchen Aufzugsausſchuſſes. 

a) Den Vorſitz des „Deutſchen Aufzugsausſchuſſes“ übernimmt der ordentliche Ver⸗ 
treter Preußens. Der Vorſitzende führt die Geſchäfte des „Deutſchen Aufzugsausſchuſſes“ 
und vertritt ihn nach außen; er leitet und beruft die Mitgliederverſammlungen. 

b) Die ordentliche Mitgliederverſammlung des „Deutſchen Aufzugsausſchuſſes“ findet 
in der Regel einmal jährlich ſtatt. Außerordentliche Verſammlungen ſind auf Erſuchen 
des e oder auf ſchriſtlichen Antrag von mindeſtens 4 Mitgliedern 
binnen 6 Wochen nach Stellung des Antrags anzuberaumen. 

Die Mitgliederverſammlung iſt beſchlußfähig, wenn mindeſtens 12 ſtimmberechtigte 
Mitglieder anweſend ſind. Sie faßt die Beſchlüſſe mit einfacher Stimmenmehrheit. Stimm⸗ 
berechtigt mit je einer Stimme ſind die ordentlichen Mitglieder oder die an ihrer Stelle 
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angemeldeten jtellvertretenden Mitglieder. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme 
des Vorſitzenden. Iſt eine Mitgliederverſammlung beſchlußunfähig, ſo iſt eine zweite mit 
der gleichen Tagesordnung ordnungsmäßig einberufene Verſammlung in jedem Falle 
beſchlußfähig. 

c) Der „Deutſche Aufzugsausſchuß“ kann zur Vorberatung von Anträgen auf Anderung 
oder Erweiterung der Techniſchen Grundſätze und zur Leitung der Aufzugsprüfſtelle aus 
ſeiner Mitte Arbeitsausſchüſſe bilden. 

d) In den Ausſchuß und ſeine Arbeitsausſchüſſe können Sachverſtändige mit be⸗ 
ratender Stimme berufen werden, die nicht dem „Deutſchen Aufzugsausſchuß“ angehören. 
Jedes Mitglied iſt berechtigt, dahingehende Anträge zu ſtellen. 

e) Der Reichsarbeitsminiſter, die Präſidenten der Reichsarbeitsverwaltung und des 
Reichsverſicherungsamts ſowie die Landesregierungen, die nicht durch ordentliche oder 
ſtellvertretende Mitglieder im „Deutſchen Aufzugsausſchuß“ vertreten find, erhalten Ein- 
ladungen zu den Mitgliederverſammlungen. Sie ſind berechtigt, beſondere Vertreter zu 
entſenden, welche ohne Stimmrecht an den Verhandlungen teilnehmen, Anträge ſtellen und 
begründen können. 

1) Die ordentlichen Mitglieder und die ſtellvertretenden Mitglieder des „Deutſchen 
Aufzugsausſchuſſes“ ſind verpflichtet, auf Grund ihrer Sachkunde nach beſtem Wiſſen und 
Gewiſſen zu entſcheiden. Sie üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus und erhalten vom 
„Deutſchen Aufzugsausſchuß“ weder Reiſekoſten noch Tagegelder. 

9) Die ſonſtigen Beſtimmungen über die Geſchäftsführung, insbeſondere über die 
Zuläſſigkeit ſchriftlicher Abſtimmungen, können in einer Geſchäftsordnung, die ſich der 
„Deutſche Aufzugsausſchuß“ ſelbſt gibt, feſtgelegt werden. Die Geſchäftsordnung und 
deren Abänderungen ſind dem Reichsarbeitsminiſter mitzuteilen. 


4. Behandlung und Inkraftſetzung der Beſchlüſſe. 


Wichtige Beſchlüſſe des „Deutſchen Aufzugsausſchuſſes“ ſind allen ordentlichen und 
ſtellvertretenden Mitgliedern, den zugezogenen Sachverſtändigen ſowie dem Reichsarbeits⸗ 
miniſter, den Präſidenten der Reichsarbeitsverwaltung und des Reichsverſicherungsamts 
und den Landesregierungen zuzuſtellen. 

Die Beſchlüſſe des „Deutſchen Aufzugsausſchuſſes“ über Anderungen oder Ergänzungen 
der Techniſchen Grundſätze werden im Reichsanzeiger veröffentlicht. Sie treten mit ihrer 
Verkündung in Kraft. 


Anlage 3. 


Betriebsvorſchriften für Aufzüge. 


J. Geltungsbereich. 


Die Betriebsvorſchriften gelten für alle Aufzüge, auf welche die Verordnung über die 
Einrichtung und den Betrieb von Aufzügen Anwendung findet, mit Ausnahme von Perſonen⸗ 
aufzügen in Privathäuſern, die nur von einer Familie bewohnt werden. 


II. Vorſchriften für den Aufzugsbeſitzer. 


1. Der Aufzugsbeſitzer darf nur ſolche Perſonen mit der Bedienung des Aufzuges 
betrauen, die nach § 10 Abſchnitt II der Verordnung zugelaſſen find. In Fabriken, Hotels, 
Warenhäuſern und ähnlichen Großbetrieben ſind die Führer und Hilfsführer der Aufzüge 
durch ein Abzeichen kenntlich zu machen. 

2. Der Aufzugsbeſitzer muß dafür Sorge tragen, daß: 

a) der Aufzug in betriebsſicherem Zuſtande erhalten wird; 

b) die in der Verordnung und den techniſchen Grundſätzen vorgeſchriebenen Aufzugs⸗ 
ſchilder vorhanden ſind; 

e) ein Abdruck dieſer Betriebsvorſchriften ſowie des Abſchnitts IV daraus an den 
in der Verordnung bezeichneten Stellen aus hängt; 
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d) die Triebwerksräume, die Fahrſchachtzugänge und bei Perſonenaufzügen die 
Fahrkörbe ausreichend beleuchtet ſind; 
e) die regelmäßigen Prüfungen des Aufzuges veranlaßt und etwaige Beanſtan⸗ 
dungen ſofort behoben werden; 
f) der ddefzug außer Betrieb geſetzt wird, ſobald er ſich nicht in gefahrloſem Zuſtand 
befindet. 


III. Vorſchriften für die mit der Bedienung der Aufzüge betrauten 
Perſonen. 


1. Die mit der Bedienung der Aufzüge betrauten Perſonen müſſen täglich vor In⸗ 
betriebnahme des Aufzuges feſtſtellen, daß: 
a) der Aufzug nicht in Bewegung geſetzt werden kann, wenn die Fahrſchachttür in 
einem Stockwerk geöffnet oder nicht ordnungsmäßig geſchloſſen iſt; 
b) der Aufzug in den Endſtellungen des Fahrkorbes ſelbſttätig ſtillgeſetzt wird; 
c) die Bremsvorrichtung der Aufzugswinde ordnungsmäßig wirkt; 
d) die Notrufvorrichtung in Perſonenaufzügen in Ordnung iſt. 


2. Die mit der Bedienung der Aufzüge betrauten Perſonen müſſen den Aufzug und 
insbeſondere die Führungsſchienen, die Seile oder ſonſtigen Tragmittel und ihre Befeſtigun⸗ 
gen, die Fang⸗ und Bremsvorrichtungen, die Schalteinrichtungen und die Türverſchlüſſe in 
regelmäßigen Zwiſchenräumen nachſehen und reinigen und dafür ſorgen, daß alle beweg⸗ 
lichen Teile, Lager und Führungen nach Bedarf geſchmiert werden. 

3. Die Führer dürfen die Schlüſſel für Aufzugstüren, für Steuerungs⸗ und Sicher⸗ 
heitseinrichtungen und für ſonſtige unter Verſchluß zu haltende Einrichtungen nicht an 
unbefugte Perſonen abgeben und ſind dafür verantwortlich, daß der Fahrſchacht nicht zur 
Lagerung von Gegenſtänden irgendwelcher Art benutzt wird. 

4. Die Führer müſſen hervortretende Mängel ſofort dem Aufzugsbeſitzer melden und 
verhindern, daß ein nicht in gefahrloſem Zuſtande befindlicher Aufzug benutzt werden kann. 
Das Verbot der Benutzung muß an jeder Zugangsſtelle für jedermann erkenntlich gemacht 
ſein; gefährdete Zugangsſtellen ſind außerdem ſicher abzuſperren. 

5. Die den Aufzug bedienenden Führer müſſen während der Fahrt im Bereiche der 
Steuerung bleiben. 


IV. Vorſchriften für die Benutzung. 
1. Fahrkorb gleichmäßig belaſten. Laſten nötigenfalls gegen Verſchiebung ſichern. 
2. Fahrſchachttür und etwa vorhandene Fahrkorbtür ordnungsmäßig ſchließen; erſt 
dann Steuerung betätigen. 
3. Beim Hängenbleiben des Fahrkorbes oder beim Ausbleiben der Antriebskraft 
Steuerung in Haltſtellung bringen. 
4. In Perſonenaufzügen beim Hängenbleiben des Fahrkorbes oder im Falle der 
Gefahr Notrufvorrichtung betätigen. 
5. Fahrkorbtür und Fahrſchachttür nicht öffnen, bevor Fahrkorb in Ruhe. 
6. Es iſt verboten: 
a) Aufzüge ohne Befugnis zu bedienen; 
b) Aufzüge über die feſtgeſetzte Höchſtlaſt zu belaſten; 
c) Perſonen in Aufzügen zu befördern, bei denen das Mitfahren von Perſonen 
verboten iſt; 
d) Die Schalteinrichtungen und Sicherheitsvorrichtungen vorſchriftswidrig zu benutzen 
oder ſie zu beſchädigen. 


V. Vorſchriften für die Inſtandhaltung und die Inſtandſetzung. 


1. Das Schmieren der Führungsſchienen hat, wenn keine ſelbſttätigen Schmiervor⸗ 
richtungen vorhanden ſind, durch die Klappen in den ſeitlichen Fahrkorbwandungen zu 
erfolgen. Das Betreten der Fahrkorbdecke zur Vornahme von Reinigungs⸗ oder Schmier⸗ 
arbeiten während der Fahrt iſt unzuläſſig. 

2. Arbeiten im Fahrſchacht dürfen nur vorgenommen werden, wenn durch geeignete 
Maßnahmen dafür geſorgt iſt, daß der Aufzug gegen den Willen der die Inſtandſetzungs⸗ 
arbeiten ausführenden Perſon nicht in Bewegung geſetzt werden kann. 
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3. Die Fahrkorbdecke darf bei Inſtandſetzungsarbeiten nur durch die mittels der vor⸗ 
geſchriebenen Kurzſchließ vorrichtung öffenbare Fahrſchachttür oder durch die dafür vorgeſehene 
Offnung in der Fahrkorbdecke und nur dann betreten werden, wenn der Fahrkorb ſtill⸗ 
geſetzt iſt. 

VI. Beſtrafungen. 

Die Nichtbefolgung der vorſtehenden Betriebsvorſchriften kann nach § 17 der Ver⸗ 
ordnung mit Geldſtrafe bis zum Betrage von 150 R oder im Unvermögensfalle mit 
entſprechender Haft beſtraft werden, ſoweit nicht nach den Strafgeſetzen eine höhere Strafe 
verwirkt iſt. 

Die Führer der Aufzüge haben das Recht und die Pflicht, Perſonen, welche ſie bei 
ihren Obliegenheiten hindern oder ſtören, feſtzuſtellen und zwecks Beſtrafung anzuzeigen. 


Anlage 4. 


Befähigungsnachweis. 


Am heutigen Tage iſt den 8 


geboren an:: Men Dh r EL EEE, 
gemäß § 10 Abſchnitt IV der Polizeiverordnung über die Einrichtung und den Betrieb 
von Alifzügen vom, 8 von dem unterzeichneten Sachverſtändigen 
einer Prüfung unterzogen worden, durch welche der Nachweis geliefert wurde, daß der 
„ befähigt iſt, den ñỹ;³ð des 
„ ß . iS ED puaheer ode u dnap ninse Sen due oo 
Nm den „Sabzutnummmer 2m. win EN zu führen. 

Es wird Rm 2 re Re Seren RE I <a „nachdem er 


die im § 10 Abſchnitt IV der angegebenen Verordnung vorgeſchriebene ſchriftliche Erklärung 
abgegeben hat, hierdurch die Erlaubnis erteilt, dieſen Aufzug zu führen. 
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Anlage 5. 


Beſcheinigung 
über 


die techniſche Unterſuchung eines Aufzuges (Abnahmeprüfung). 


%%% ee ne en ne 


Heim K ee Na Me Nm re De YLrL: 
VVV C ²˙ -A von der 
e N een: 23277ͥͤ B her⸗ 
geſtellt wurde und mit der laufenden Fabriknumm err. verſehen iſt, 
wurde heute gemäß §S 12 Abſchnitt II und III der Verordnung vomũnw 
r über die Einrichtung und den Betrieb von Aufzügen einer tech⸗ 


niſchen Unterſuchung (Abnahme⸗Prüfung) unterzogen. Dabei wurde feſtgeſtellt, daß er 
hinſichtlich ſeiner maſchinellen Einrichtung der genannten Verordnung und den techniſchen 
Grundſätzen über den Bau von Aufzügen entſpricht. 

Der Inbetriebnahme ſtehen Bedenken nicht entgegen. 

Die baupolizeiliche Abnahme hat ſtattgefunden. 
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Anlage 6. 


Beſcheinigung 
über eine 
regelmäßige — unvermutete — außerordentliche — Unterſuchung. 


Der Aufzug wurde vorſchriftsmäßig mit den Zeichnungen, Beſchreibungen und Be⸗ 
rechnungen, welche geprüft und dieſem Unterſuchungsbuche beigefügt waren, verglichen, 
wobei ſich nichts — folgendes — zu erinnern fand 


Die beſonders vorgenommene Prüfung der zur Sicherheit des Betriebes dienenden 
Vorkehrungen 


hat ar d Ausſtellungen Veran⸗ 
laſſung gegeben d 3. rl De ee 

Die Unterhaltung der Anlage n 

Der Führer des Aufunge s. war im Beſtitze des vorgeſchrie⸗ 
benen Befähigungsnachweiſes und zeigte ſich mit der Einrichtung und der Wartung der 
Anlage, insbeſondere mit der Handhabung der Sicherheits vorrichtungen 
„ vertraut. 

Die vorgefundenen Mängel find bis zee zu beſeitigen. Die 
erfolgte Abſtellung der Mängel iſt der Überwachungsſtelle anzuzeigen. 

i ee „ denn.. 19 


Ausführungsanweiſung 
zur 


Polizeiverordnung über die Einrichtung und den Betrieb von Aufzügen. 


8 ıe 

Fahrtreppen (Rolltreppen, Eskalatoren) ſind nicht als Aufzüge im Sinne der Ver⸗ 
ordnung anzuſehen. Auch aufzugsähnliche Einrichtungen, die zur Beſchickung von Maſchinen 
(3. B. Aufbereitungs-, Miſchmaſchinen oder ähnlichen Anlagen) oder als Hilfshebevorrich— 
tungen ſolcher Maſchinen dienen, fallen nicht unter die Verordnung. 

Die Zuſtimmung des Sachverſtändigen zu einer Vereinbarung über die techniſche 
Einrichtung großer Aufzugsanlagen der im Abſchnitt! Satz 2 genannten Art kann in 
ſinngemäßer Anwendung des § 16 Abſchnitt Il durch eine vom Deutſchen Aufzugsausſchuß 
zu erteilende allgemeine Ausnahme von den Techniſchen Grundſätzen erſetzt werden. 


Zu 8 2. 

Die Sonderbeſtimmungen für Bremsaufzüge (Nr. 7) find ausſchließlich auf Brems- 
ſahrſtühle in kleinen Getreidemühlen beſchränkt. Werden Bremsaufzüge in Getreide— 
mühlen mit größerer Leiſtungsfähigkeit oder in anderen Betrieben benutzt, ſo müſſen darauf 
die Vorſchriften für Perſonen⸗ oder Laſtenaufzüge, je nach dem Zweck der Anlage, voll 
angewendet werden. 


Zu 8 3. 

Für die Entſcheidung der Frage, wer im Einzelfalle als Aufzugsbeſitzer zur Anzeige 
verpflichtet iſt, ſind die Tatumſtände maßgebend. 

Bei kleinen Aufzügen genügen in der Regel ſtatt beſonderer Zeichnungen Maßſkizzen 
in den Beſchreibungen. Auch bei größeren Aufzügen ſind ſchematiſche Darſtellungen, ſoweit 
ſie für den Zweck der Prüfung ausreichen, nicht zu beanſtanden. 

Was als weſentliche Anderung einer Aufzugsanlage anzuſehen iſt, wird von dem 
Sachverſtändigen, im Zweifelsfalle von der Aufſichtsbehörde, jeweils nach Lage der 
beſonderen Verhältniſſe zu entſcheiden ſein. 

Die Entſcheidung, wann eine Auswechſelung von Tragmitteln zu erfolgen hat, 
muß in erſter Linie der Verantwortung des Aufzugsbeſitzers, in Zweifelsfällen dem Er⸗ 
meſſen des zuſtändigen Sachverſtändigen überlaſſen bleiben. Als Anhalt können folgende 
im Einvernehmen mit Sachverſtändigen und Aufzugsherſtellern aufgeſtellten Richtlinien 
dienen: 

a) Kabelſchlagſeile ſind ſtets dann auszuwechſeln, wenn ſich am ſchlechteſten Teile 
des Seiles mehrere Fehlſtellen befinden, an denen in einer Hauptlitze des Seiles 
dicht nebeneinander mehr als 4 Drähte gebrochen ſind. 

b) Rundſchlag⸗, Kreuzſchlag⸗ oder Längsſchlagſeile müſſen ausgewechſelt werden, 
wenn unter den gleichen Bedingungen (vgl. a) mehr als 6 Drähte gebrochen find. 

c) Laſſen beſondere Anzeichen (Verroſtung uſw.) auf ſchlechten Zuſtand der Seile 
ſchließen, ſo iſt auch ſchon bei Bruch einer geringeren Anzahl von Drähten 
Erſatz erforderlich. 

Zu 8 4. 

Zu den anerkannten Regeln der Wiſſenſchaft und Technik gehören u. a., ſoweit es 
fi) um die elektriſchen Einrichtungen von Aufzügen handelt, die Vorſchriften des Ver— 
bandes Deutſcher Elektrotechniker für die Errichtung elektriſcher Starkſtromanlagen. 
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Die Durchführung der Baupolizeivorſchriften iſt Sache der Baupolizeibehörden, deren 
Genehmigung gemäß $ 3 Abſchnitt la für den baulichen Teil der Aufzugsanlage herbei⸗ 
zuführen iſt. 


Zu 8 5. 

Die Vorſchrift, daß die Fahrbahn in ihrer ganzen Ausdehnung von Wänden 
beſtimmter Art umſchloſſen ſein muß, bedingt, daß auch die oberſte Ladeſtelle noch ſolche 
Wände erhält, es ſei denn, daß die Mündung des Schachtes im Freien liegt. 

Für die Ausführung ſolcher Bauteile, die nach den Beſtimmungen der Aufzugs⸗ 
verordnung feuerbeſtändig oder feuerhemmend ſein müſſen, gelten die mit Erlaß des 
Miniſters für Volkswohlfahrt vom 12. März 1925 — II. 9. 161 — (Volkswohlfahrt 1925 
S. 130) bekanntgegebenen, in der Anlage abgedruckten „Anforderungen, die an eine feuer⸗ 
beſtändige und eine feuerhemmende Bauweiſe zu ſtellen ſind“. Jedoch ſollen Fahrſchacht⸗ 
türen (§ 6 der Verordnung) in Abweichung von Abſchnitt IIe dieſer Anforderungen in 
der Regel nicht ſelbſttätig zuſchlagen. 

Drahtglas, das dicht ſchließen ſoll, darf nicht mit Kitt allein eingeſetzt werden. 
Wenn es nicht feſt eingemauert wird, ſind Metallfalze zu verwenden. 


Zu 8 7. 
Der Triebwerksraum iſt unter Verſchluß zu halten, der Schlüſſel iſt von dem Auf⸗ 
zugsführer aufzubewahren. 


Zu 8 8. 
Wenn die Beleuchtungseinrichtung des Fahrkorbes von Perſonenaufzügen erſt mit 
dem Offnen der Fahrſchachttür betätigt wird, ſo muß das Abhängigkeitsverhältnis derartig 
ſein, daß ſchon der geringſte Türſpalt genügt, um die Beleuchtung in Gang zu ſetzen. 


n e e 

Als Perſonenaufzüge mit elektriſcher Innenſteuerung ſind nicht alle vom Innern des 
Fahrkorbes aus geſteuerten Perſonenaufzüge mit elektriſchem Antrieb ſondern nur ſolche 
zu betrachten, bei denen die Steuerkommandos, unter Zuhilfenahme eines Hebels, einer 
Kurbel oder eines Druckknopfes unmittelbar auf elektriſchem Wege gegeben werden. 

Die Prüfung der Führer hat mit der größten Strenge zu erfolgen. Perſonen, die 
den in Abſchniit IV geftellten Anforderungen nicht voll entſprechen, dürfen zu ſelbſtändiger 
Führung eines Aufzuges nicht zugelaſſen werden. Von der Kenntnis der Antriebsmaſchine 
kann nur bei den Aufzugsführern in ſolchen Anlagen abgeſehen werden, in denen geſchultes 
Perſonal zur Beaufſichtigung der Maſchine ſtändig anweſend iſt. Die von dem Führer 
zu fordernde Zuverläſſigkeit ſchließt in ſich, daß er auch körperlich geeignet iſt und nicht 
etwa Gebrechen hat, welche die Aufzugsbenutzer in Gefahr bringen oder den Führer ver⸗ 
hindern, ſeine ihm ſonſt obliegenden Pflichten (Reinigen, Schmieren uſw.) zu erfüllen. 
Auf Kriegsverletzte iſt dabei gebührende Rückſicht zu nehmen. Führer, denen der Befähi⸗ 
gungsnachweis entzogen iſt, dürfen nur mit Zuſtimmung der Ortspolizeibehörde, die das 
Zeugnis aberkannt hat, erneut zur Prüfung zugelaſſen werden. 

Anträge auf Zulaſſung von Selbſtfahrern ſind vor ihrer Genehmigung dem zuſtändigen 
Sachverſtändigen zur gutachtlichen Außerung zu überſenden oder durch deſſen Vermittlung 
zu ſtellen. Dem Hausbeſitzer iſt die Verantwortung dafür zu übertragen, daß er die 
Schlüſſel zum Aufzuge nur vertrauenswürdigen Perſonen übergibt. Aufzüge für den 
allgemeinen Verkehr in Hotels, Warenhäuſern, Fabriken und öffentlichen Gebäuden ſind 
nicht als Selbſtfahrer zuzulaſſen. ü 


au . 

Als Sachverſtändige nach § 11h find allgemein ſachgemäß vorgebildete Ingenieure 
der Dampfkeſſelüberwachungsvereine anzuerkennen (vgl. die Richtlinien des Erlaſſes des 
Miniſters für Handel und Gewerbe an den Zentralverband der Preußiſchen Dampfkeſſel⸗ 
überwachungsvereine vom 28. November 1906 — III 8010 —). 


l e [DA 
Soweit von den Aufzugsbeſitzern Zeichnungen und Beſchreibung in zweifacher Aus⸗ 
fertigung vorzulegen find (vgl. § 3 Abſchn. II), haben die Sachverſtändigen die Zweitſtücke 
mit der Urſchrift der Abnahmebeſcheinigung, den Zweitſchriften aller Beſcheinigungen über 
die regelmäßigen Unterſuchungen und dem Schriftwechſel über den Aufzug zu einem Akten⸗ 
ſtück zu vereinigen und ſorgfältig aufzubewahren. Außerdem haben die Sachverſtändigen 
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eine Liſte der ihrer Überwachung unterſtehenden Aufzüge zu führen, aus der der Zeitpunkt 
der Abnahme und der ausgeführten ſonſtigen Unterſuchungen zu erſehen iſt. 

Der rechneriſche Nachweis der Sicherheit des Aufzuges kann in der Regel auf die 
Berechnung der Tragmittel (Seile, Ketten und dergl.) für den Fahrkorb und die Gegen- 
gewichte, des Rollengerüſtes und der beim Bruch der Tragmittel durch die Fangvorrichtung 
beanſpruchten Teile beſchränkt werden. Ferner wird ein Nachweis der ſtatiſchen Feſtigkeit 
für die hauptſächlichen tragenden Teile der Antriebsmaſchine (Achſen, Trommeln, Seil⸗ 
ſcheiben uſw.) zu fordern fein. Bei freiſtehenden Gerüſten iſt darüber hinaus die Bean— 
ſpruchung der weſentlichen Gerüſtteile nachzuweiſen. 

Für die Berechnung gelten gemäß § 4 der Verordnung die anerkannten Regeln der 
Wiſſenſchaft und Technik; die vom Deutſchen Aufzugsausſchuß aufzuſtellenden Berechnungs⸗ 
grundlagen ſind beſonders zu beachten. Solange ſolche Berechnungsgrundlagen nicht ver⸗ 
öffentlicht ſind, gelten die folgenden Beſtimmungen: 

a) Flußeiſen darf bis zu 8,75 kg / mm' beanſprucht werden, ſoweit nicht die zuläſſigen 
Beanſpruchungen durch die Baupolizeiverordnungen anderweitig feſtgelegt ſind. 

b) Ketten dürfen nicht über ¼, Gurte nicht über !/, ihrer Bruchfeſtigkeit in Anſpruch 
genommen werden. Seile ſind ſo zu berechnen, daß die auf jedes Seil ent⸗ 
fallende Zug⸗ und Biegungsſpannung zuſammen nicht mehr als / feiner Bruch⸗ 
feſtigkeit betragen. Die Biegungsſpannung iſt am Berührungspunkte von Seil 
und Rolle zu ermitteln. 

c) Bei Fahrkorbgeſchwindigkeiten über 0.85 m/sec find für die Berechnung des 
Rollengerüſtes und der ſonſtigen tragenden Teile die zuſätzlichen Beanſpruchungen 
durch Maſſenbeſchleunigung und »verzögerung zu berückſichtigen. Ergibt die 
Berechnung ein Trägerprofil, deſſen Höhe kleiner als /5 der Spannweite iſt, 
jo muß die elaſtiſche Durchbiegung ermittelt werden, die nicht größer als /00 
der Spannweite ſein darf. 

d) Bei Berechnung auf Knickfeſtigkeit (nach Euler) muß mindeſtens fünffache Sicher⸗ 
heit vorhanden ſein, ſoweit nicht die geltenden Bauordnungen anderweitige 
Berechnungen und Knickſicherheiten verlangen. 

Durch die maſchinentechniſche Abnahme des Aufzuges wird die von der Baupolizei⸗ 
behörde vorzunehmende baupolizeiliche Prüfung des baulichen Teiles der Anlage (Schacht, 
Abdeckung uſw.) nicht entbehrlich. Zur maſchinentechniſchen Prüfung gehört auch die 
Prüfung ſolcher Bauteile, die im Zuſammenhang mit der Steuerung ſtehen (z. B. der 
Schachttüren und ihrer Verſchlüſſe). 

Die Sachverſtändigen haben bei der Abnahme ihr Augenmerk auch auf die zuver⸗ 
läſſige Ausführung ſolcher Konſtruktionsteile zu richten, welche nicht unmittelbar der rech⸗ 
neriſchen Prüfung unterliegen. Aufzugsanlagen, die infolche zu ſchwacher Ausführung der 
Einzelteile erfahrungsgemäß keine Gewähr für dauernde Betriebsſicherheit bieten, ſind 
unbedingt zurückzuweiſen. 

Die Fangprobe iſt ſtets — auch wenn alle Tragmittel vom Fahrkorbe gelöſt werden 
— bei Abwärtsfahrt (nicht aus der Ruhelage) auszuführen. 

Bei den vom Deutſchen Aufzugsausſchuß in Abweichung von den Vorſchriften in 
Ziff. 27 Abſ. 1 und Ziff. 33 Abſ. 1 der Techniſchen Grundſätze im Ausnahmewege zu— 
gelaſſenen Treibſcheibenaufzügen mit Fahrkorbaufhängung ohne beſonderen Seilausgleich 
und ohne eine Einrichtung, welche die Fangvorrichtung bereits bei Dehnung, Löſung oder 
Bruch eines Tragmittels auslöſt, iſt zu beachten, daß die Fangprobe nach § 12 Abſchnitt IIb 
der Verordnung unter Löſen ſämtlicher Seile vom vollbelaſteten Fahrkorbe bei Abwärts⸗ 
fahrt auszuführen iſt. 

Die Sachverſtändigen haben die Ausfertigung der Abnahmebeſcheinigungen und die 
Überjendung der Aufzugspapiere an den Beſitzer tunlichſt zu beſchleunigen. 


Zu § 13. 

Die laufende Überwachung der Bauaufzüge (§ 2 Nr. 8 der Verordnung) iſt Sache 
der Baupolizeibehörden. 

Außerordentliche Unterſuchungen ſind von dem Sachverſtändigen ſtets dann zu be⸗ 
antragen, wenn bei einer Unterſuchung erhebliche Unregelmäßigkeiten im Betriebe des Auf⸗ 
zuges ermittelt worden ſind, insbeſondere wenn der Beſitzer die feſtgeſtellten Mängel in 
der vorzuſchreibenden Friſt nicht abſtellt. 

Den Anträgen der Sachverſtändigen oder Berufsgenoſſenſchaften auf Anordnung 
außerordentlicher Unterſuchungen einzelner Anlagen iſt regelmäßig zu entſprechen. Die 
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Anordnungen find von den Ortspolizeibehörden und den Gewerberäten in Form polizei» 

licher Verfügungen zu treffen, um dem Aufzugsbeſitzer die Einlegung der Rechtsmittel zu 

ermöglichen. In der Regel wird bei Durchführung außerordentlicher Unterſuchungen, 

ſoweit es mit dem Zweck vereinbar iſt, von Fangproben abzuſehen ſein, ſo daß Störungen 

des Geſamtbetriebes wegen längerer Außerbetriebſetzung des Aufzuges vermieden werden. 
Zu 8 15. 

Die Vorſchriften dieſer Polizeiverordnung ſind gegenüber den Beſtimmungen der 
§§ 120 a ff. der Gewerbeordnung in der Regel als Grenze der zu ſtellenden Anforderungen 
zu betrachten. Sollten ausnahmsweiſe weitergehende Maßnahmen erforderlich erſcheinen, 
ſo ſind dieſe nur mit Zuſtimmung des Regierungspräſidenten (in Berlin des Polizei⸗ 
präſidenten) durchzuführen. 

Bei Anwendung der Übergangsbeſtimmungen iſt zu ermitteln, zu welchem Zeitpunkte 
der Aufzug angelegt worden iſt. Entſpricht er den zur Zeit ſeiner Errichtung geltenden 
polizeilichen Vorſchriften, ſo haben die Sachverſtändigen bei nicht ausreichendem Schutze 
gegen Gefahren für Leben und Geſundheit in den der Gewerbeaufſicht unterſtehenden 
Anlagen die Mitwirkung der Gewerberäte in Anſpruch zu nehmen. Dasſelbe gilt für 
Aufzüge, die vor Erlaß polizeilicher Vorſchriften errichtet worden ſind. — Entſprechend 
einer von dem Präſidenten der Reichsarbeitsverwaltung mitgeteilten Anregung aus der 
Mitte des Deutſchen Aufzugsausſchuſſes wird in der Regel die Durchführung der nach— 
ſtehenden, im Teil A der Techniſchen Grundſätze für den Bau von Aufzügen gegebenen 
Vorſchriften auch bei alten Aufzügen der im § 2 der Verordnung unter den Nummern 
1 bis 3 und 5 genannten Arten innerhalb angemeſſener Friſten zu verlangen ſein: 


a) Ziff. 22 Abſ. 1a. 
Die nachträgliche Anbringung der hier geforderten Schlaffſeilvorrichtung erſcheint geboten. 

b) Ziff. 23 Abſ. 1. 
Beſtehende Aufzüge ohne Durchfahrtſperre ſind nachträglich mit Türkontakten zu ver⸗ 
ſehen, die entſprechend Ziff. 24d durch Offnen der Tür zwangsweiſe unterbrochen werden. 
Aufzüge, die eine Türſicherung und Steuerſperre überhaupt nicht beſitzen, follen nach den 


Beſtimmungen der Techniſchen Grundſätze umgebaut werden. Für die Durchführung dieſer 
Maßnahmen können Friſten bis zur Dauer von 2 Jahren gewährt werden. 


Ziff 296 
Aufzüge, die bisher keine beſonderen Einrichtungen zum Betreten der Fahrkorbdecke 
beſitzen, ſollen nachträglich entweder eine Kurzſchließvorrichtung oder eine Ausſteigeöffnung 
in der Fahrkorbdecke erhalten, um das gefährliche behelfsmäßige Kurzſchließen der Tür⸗ 
kontakte zu verhindern. 
ae Ab 


Eine Einrichtung, welche die Fangvorrichtung bei Bruch oder bei Löſung aller Trag⸗ 
mittel in Tätigkeit ſetzt, muß an allen Perſonenaufzügen (§ 2 Nr. 1 bis 3 der Verordnung) 
vorhanden ſein und iſt daher gegebenenfalls nachträglich anzubringen. Es genügt bei 
ſolchen Aufzügen nicht, das Fangen allein durch geſpannte Federn herbeizuführen, viel⸗ 
mehr iſt die Anbringung eines Reglers oder dergl. erforderlich. 


e) Ziff. 37. 
Im Fahrſchacht liegende Gegengewichtsbahnen ſind, wenigſtens von der Grubenſohle 
bis zu einer Höhe von 1,8 m darüber, unfallſicher zu verkleiden, damit in der Grube 
arbeitende Perſonen vor ſchweren Verletzungen geſchützt ſind. 


Zu 8 16. 

Vor der Zulaſſung von Ausnahmen von den Beſtimmungen der Polizeiverordnung 
oder der Techniſchen Grundſätze hat die zuſtändige Behörde in jedem Falle den Sach⸗ 
verſtändigen zu hören, bei den in § 2% der Verordnung genannten Sonderaufzügen außer⸗ 
dem in ſinngemäßer Anwendung der „Vereinbarungen über die Gemeinſchaftsarbeit bei 
der Durchführung von Unfallverhütungsvorſchriften“ (Erlaß des Miniſters für Handel und 
Gewerbe vom 8. Januar 1926, HMBl. S. 25) ſich mit der zuſtändigen Berufsgenoſſenſchaft 
ins Benehmen zu ſetzen. 

Abſchriften erteilter Ausnahmen ſind in jedem Falle der zuſtändigen Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft zu überſenden. 


Anlage der Ausführungsanweiſung zu $5 der 
Polizeiverordnung über die Einrichtung und den 
Betrieb von Aufzügen. 


Anforderungen, die an eine feuerbeſtändige und eine feuer- 
hemmende Bauweiſe zu ſtellen ſind. 


(Aus dem Erlaß des Miniſters für Volkswohlfahrt vom 12. März 1925 — II. 9. 161 —, 
Volkswohlfahrt S. 130.) 


J. Feuerbeſtändige Bauweiſe. 


Als feuerbeſtändig gelten: Wände, Decken, Unterzüge, Träger, Stützen und Treppen, 
wenn fie unverbrennlich find, unter dem Einfluß des Brandes und des Löſchwaſſers ihre 
Tragfähigkeit oder ihr Gefüge nicht weſentlich ändern und den Durchgang des Feuers 
geraume Zeit verhindern. 

Im beſonderen gelten als feuerbeſtändig: 

a) Wände aus vollfugig gemauerten Ziegelſteinen, Kalkſandſteinen. Schwemm⸗ 
ſteinen, kohlefreien Schlackeſteinen oder Steinen aus anderen im Feuer gleich⸗ 
wertigen Bauſtoffen von mindeſtens einem halben Stein Stärke, ferner Beton- 
wände aus mindeſtens 10 em ſtarkem, unbewehrtem Kiesbeton oder aus 
mindeſtens 6 em ſtarkem, bewehrtem Kiesbeton. 

b) Decken aus Ziegelſteinen oder anderen unter a aufgeführten Steinen oder 
Bauſtoffen bei Innehaltung der dort geforderten Mindeſtabmeſſungen. 
Unterzüge und Träger aus Eiſenbeton. — Eiſerne Träger und Unterzüge 
gelten nur dann als feuerbeſtändig, wenn fie feuerbeſtändig ummantelt werden (f. i). 
Stützen und Pfeiler, wenn ſie aus Ziegelſteinen, Beton oder Eiſenbeton 
oder aus natürlichem, in Feuer hinreichend erprobtem Geſtein hergeſtellt werden. 
— Stützen aus Granit oder Marmor gelten nicht als feuerbeſtändig. Stützen 
aus Eiſen müſſen allſeitig feuerbeſtändig ummantelt fein (vgl. i). 
Dachkonſtruktionen in Eiſenbeton. — Dachkonſtruktionen aus Eiſen gelten 
nur dann als feuerbeſtändig, wenn die eiſernen Binderkonſtruktionen feuer⸗ 
beſtändig ummantelt werden (vgl. j), oder wenn der Dachraum feuerbeſtändig 
abgeſchloſſen wird und unbenutzbar bleibt. 

) Treppen, wenn fie aus Ziegelſteinen, Eiſenbeton, erprobtem Kunſtſtein oder 

erprobtem Werkſtein hergeſtellt ſind. — Freitragende Treppenſtufen aus Marmor 

oder Granit gelten nicht als feuerbeſtändig. 

Türen, wenn fie bei amtlicher Probe einer Feuersglut von etwa 1000“ 

mindeſtens eine halbe Stunde Widerſtand leiſten, ſelbſttätig zufallen und in 

Rahmen aus feuerbeſtändigen Stoffen mit mindeſtens 1% em Falz ſchlagen 

und rauchſicher ſchließen. 

h) Verglaſungen können in Vertikalwänden als feuerbeſtändig angeſehen werden, 
wenn ſie den Einwirkungen des Feuers und Löſchwaſſers ſoviel Widerſtand 
bieten, daß innerhalb einer halbſtündigen Brenndauer bei der amtlichen Probe 
(etwa 1000 0) ein Ausbrechen der Scheiben oder Verlorengehen des Zuſammen— 
hanges nicht eintritt. 

i) Feuerbeſtändige Ummantelung. Die feuerbeſtändige Ummantelung der an 
ſich nicht feuerbeſtändigen walzeiſernen Träger und Unterzüge oder Stützen 
erreicht man durch allſeitiges feuerbeſtändiges Ausmauern oder Ausbetonieren 
der Eiſenprofile, wobei die Flanſchflächen wenigſtens 3 em Deckung von Beton 
mit eingelegtem Drahtgewebe oder von gebranntem Ton oder anderem als 
aleichwertig erprobten Bauſtoff erhalten müſſen. Die freiliegenden Flanſch⸗ 
flächen walzeiſerner Träger in preußiſchen Kappen und in eiſernen Fachwerks⸗ 
wänden brauchen im allgemeinen keinen beſonderen Feuerſchutz. 


C 
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d 


— 


Se 


e 


— 
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II. Feuerhemmende Bauweiſe. 


Als feuerhemmend gelten Bauteile, wenn ſie, ohne ſofort ſelbſt in Brand zu geraten, 
wenigſtens eine Viertelſtunde dem Feuer erfolgreich Widerſtand leiſten und den Durchgang 
des Feuers verhindern. 


Insbeſondere gelten als feuerhemmend: 

a) Wände, Decken, Stützen und Dachkonſtruktionen aus Holz, wenn ſie 
mit 1% em ſtarkem, ſachgemäß ausgeführtem Kalkmörtelputz auf Rohrung 
bekleidet ſind — auch Bekleidungen mit Rabitzputz oder anderen erprobten 
Bauſtoffen ſind zuläſſig. 

b) Treppen aus Sandſtein, Eiſen oder Hartholz, ſonſtige Holztreppen und nicht 
feuerbeſtändige Steintreppen, wenn fie unterhalb 1½ cm ſtark gerohrt und 
geputzt oder gleichwertig bekleidet ſind. 

c) Türen aus Hartholz oder aus 2½ cm ſtarken geſpundeten Brettern mit allſeitig 
aufgeſchraubter oder aufgenieteter Bekleidung von mindeſtens ½ mm ſtarkem 
Eiſenblech und mit unverbrennlicher Wandung und Schwelle, ſofern die Türen 
felbjttätig in wenigſtens 1½ cm tiefe Falze ſchlagen. 

Zuſätze und Ergänzungen nach Maßgabe der örtlichen Bedürfniſſe, nicht aber 
Anderungen, durch die nachgeordneten Baupolizei- und Baupolizeiaufſichtsbehörden find 
zuläſſig. 


Techniſche Grundſätze 


für den 


Bau von Aufzügen, aufgeſtellt vom Deutſchen Aufzugsausſchuß auf Grund 
des § 4 der Verordnung über die Einrichtung und den Betrieb von Aufzügen. 


von 


Vorbemerkung. 


Die im Folgenden gegebenen Hinweiſe auf §8 beziehen ſich auf die von den Ländern 
des Deutſchen Reiches vereinbarte Verordnung über die Einrichtung und den Betrieb 


Aufzügen. 
Teil A. 


Führeraufzüge, Selbſtfahrer, Umſtellaufzüge (8 2 
Nr. 1—3) und Laſtenaufzüge (8 2 Nr. 5). 


Fahrſchacht. 


II. Fahrſchachtzugänge. 


III. 
INV. 
W. 
W 
WI 
VIII. 
IX. 


I. 
II. 
III. 
IV. 
N: 


VI. 
VII. 
VIII. 
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II. 
III. 
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VII. 
VIII. 
IX. 
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Zuläſſige Geſchwindigleiten. 
Triebwerk. 
Ausrückvorrichtungen. 
Steuerung und Türverriegelung. 
Tragmittel. 
Fahrkorb. 
Fangvorrichtungen, Senkbremſen und Auffſetz⸗ 
vorrichtungen für Fahrkörbe. 
Gegengewichte. 
. Anzeigevorrichtung. 
Notrufvorrichtung. 
Schilder. 

Teil B. 


Umlaufaufzüge zur Perſonenbeförderung. 
(Perſonenumlaufaufzüge) (S 2 Nr. 4). 
Fahrſchacht. 
Fahrſchachtzugänge. 
Geſchwindigkeit. 
Triebwerk. 
Steuerungs⸗ und 
Notrufvorrichtung. 
Ketten und Kettenjpührungen. 
Fahrkörbe. 

Schilder. 


Sicherheitseinrichtungen, 


Teil C. 
Kleinlaſtenaufzüge ($ 2 Nr. 6). 
Bauart. 
Geſchwindigkeit. 
Triebwerk. 
Ausrückvorrichtung. 
Steuerung und Türverriegelung. 
Tragmittel. 
Fahrkorb. 
Gegengewicht. 
Anzeigevorrichtung. 
Schilder. 
Teil D. 


Bremsfahrſtühle für kleine Getreidemühlen 


1 
II 
III 
IV 


(Bremsaufzüge) ($ 2 Nr. 
Fahrbahnumkleidung. 
Fahrbahnzugänge. 

. Geſchwindigkeit und Triebwerk. 
. Ausrückvorrichtungen. 


7). 


V. 
VI. 
VII. 
VIII. 


IX. 


Steuerung 
Tragmittel. 
Fahrkorb. 
Fangvorrichtungen und Senkbremſen für Fahr⸗ 
körbe. 
Schilder. 
Teil E. 


Maſchinell betriebene Bauaufzüge (§ 2 Nr. 8). 


I. 

II. 
III 
IV. 


VI. 


Unterer Zugang. 

Geſchwindigkeit. 

Triebwerk mit Ausrückvorrichtungen. 
Tragmittel. 


Fahrkorb. 


Fangvorrichtungen, Senkbremſen und Aufſetz⸗ 
vorrichtungen. 


Anzeigevorrichtung. 
. Schilder. 


Schachtgerüſte. 


Fahrſchachtzugänge und deren Verriegelung. 
. Steuerung. 

. Gegengewicht. 

. Ummehrung. 


Teil F. 
Ablaßvorrichtungen (8 2 Nr. 9). 


„Geſchwindigkeit. 

Steuerung und Türverriegelung. 

. Tragmittel. 

Fahrkorb. 

„Fangvorrichtungen, Senkbremſen und Aufſetz⸗ 


vorrichtungen für Fahrkörbe. 


Gegengewichte. 
. Anzeigeborrichtung. 
. Schilder. 


Zeil 6. 
Schrägaufzüge (§ 2 Nr. 10). 


Fahrbahnumkleidung. 

Fahrbahnzugänge. 

Zuläſſige Geſchwindigkeit. 

Triebwerk. 

Ausrückvorrichtungen. 

„Türverriegelung und Steuerſperrung. 
Tragmittel. 

Fahrkorb. 

Fangvorrichtungen, Senkbremſen und Auſſetz⸗ 


vorrichtungen für Fahrkörbe. 


Gegengewichte. 
Anzeigevorrichtung. 
. Schilder. 
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Teil A. 
Führeraufzüge, Selbſtfahrer, Umſtellaufzüge ($ 2 Nr. 1—3) und 
Laſtenaufzüge ($ 2 Nr. 5). 


gif. 1 J. Fahrſchacht. 
iff. 1. 


Jeder Fahrſchacht, ausgenommen bei Aufzügen auf Schiffen, muß ſo tief herunter⸗ 
geführt werden, daß unter dem Fahrkorb in ſeiner tiefſten Betriebsſtellung eine freie Höhe 
von mindeſtens Um verbleibt. In der Schachtgrube ſind feſte Anſchläge derart anzubringen, 
daß im Falle des Niedergehens des Fahrkorbes unter die tiefſte Betriebsſtellung eine lichte 
Höhe von mindeſtens 0,5 m zwiſchen der Schachtſohle und dem tiefſten Punkt des Fahr⸗ 
korbes verbleibt. 


Ziff. 2. 

Die Schachtgrube muß von außen zugänglich ſein. Der Zugang muß unter Verſchluß 
gehalten werden, der Verſchluß muß unabhängig von den Tür⸗ und Steuerſicherungen der 
übrigen Schachtzugänge ſein. 


Ziff. 3. 

Jeder Fahrſchacht, ausgenommen bei Aufzügen auf Schiffen, muß ſo hoch ausgeführt 
werden, daß über dem Fahrkorb in ſeiner höchſten Betriebsſtellung, gemeſſen von der 
Oberkante der Fahrkorbdecke, eine freie Höhe verbleibt, die dem in einer Sekunde zurüd- 
gelegten Fahrweg entſpricht, mindeſtens aber 1 m betragen muß. 


Ziff. 4. 

Nebeneinanderliegende Fahrbahnen von Aufzügen ſind von 0,5 m Höhe über Schacht⸗ 
ſohle bis zum höchſten Punkt der Fahrkörbe oder Gegengewichte in ihrer höchſten Betriebs⸗ 
ſtellung durch Zwiſchenwände voneinander zu trennen. 


Ziff. 5. 
Alle Bauteile und Betriebsmittel müſſen ſo angeordnet oder geſchützt ſein, daß auf 
der Fahrkorbdecke beſchäftigte Perſonen nicht zu Schaden kommen können. 


Ziff. 6 II. Fahrſchachtzugänge. 
f. 6. 


Die Zugangsöffnungen zum Fahrſchacht dürfen nicht breiter ſein als der Fahrkorb 
und ſind durch Fahrſchachttüren zu verſchließen. Sie müſſen bei betretbaren Aufzügen 
eine lichte Höhe von mindeſtens 1,8 m haben. 


Ziff. 7. 

Die Türen dürfen nicht in die Fahrbahn hineinſchlagen und müſſen ſo beſchaffen ſein, 
daß Menſchen durch ſie nicht zu Schaden kommen können. Sie dürfen nicht von über⸗ 
ragenden Teilen der Ladung ausgehoben werden können. Drehtüren (Flügeltüren) müſſen 
bündig mit der inneren Schachtwand ſchließen. Bei Schiebetüren darf der Abſtand zwiſchen 
der Tür und der Vorderkante des Fahrkorbes 15 em nicht überſchreiten. 


Ziff. 8. 

Senkrecht bewegliche Schiebetüren (Hubgitter), die ſich in Abhängigkeit von der Be⸗ 
wegung des Fahrkorbes ſelbſttätig öffnen und ſchließen, ſind nur an den Endhalteſtellen 
zuläſſig. Ihre Geſchwindigkeit darf 0,3 m/sec nicht überſchreiten. 


III. Zuläſſige Geſchwindigkeiten. 
Ziff. 9. 
Die in der Beſchreibung (Anlage 1 der Verordnung) feſtzulegende Betriebsgeſchwindig— 
keit des Fahrkorbes ſoll in der Regel nicht mehr als 1,5 m/sec betragen. 


Ziff. 10. 

Höhere Betriebsgeſchwindigkeiten find nur mit beſonderer Genehmigung gemäß § 16 
Abſchnitt 1 der Verordnung zuläſſig. 

Abweichend hiervon darf bei Laſtenaufzügen zur Ofenbeſchickung die Geſchwindigkeit 
den Erforderniſſen des Betriebes angepaßt werden. 
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Ziff. 11. 

Bei Perſonenaufzügen müſſen die zum Stillſetzen oder Abbremſen des Fahrkorbes 
vorgeſehenen Sicherheitsvorrichtungen (vgl. IV Ziff. 12, 14 und IX Ziff. 33) ſpäteſtens 
beim Erreichen der 1,4 fachen Betriebsgeſchwindigkeit ausgelöſt werden (zuläſſige Auslöſe⸗ 
geſchwindigkeit). 


IV. Triebwerk. 
Ziff. 12. 
Das Triebwerk muß ſo beſchaffen oder mit ſolchen Einrichtungen verſehen ſein, daß 
die für den Aufzug feſtgelegte Betriebsgeſchwindigkeit bei der Förderung in beiden Be⸗ 
wegungsrichtungen nicht überſchritten wird. 


Ziff. 13. 
Maſchinen mit unmittelbar elektriſchem Antrieb müſſen auf elektriſchem Wege die 
Triebwerksbremſe löſen. 


Ziff. 14. 

Bei unmittelbar elektriſch und mechaniſch angetriebenen Perſonenaufzügen muß das 
Ausbleiben der Antriebskraft bei Überſchreitung der zuläſſigen Auslöſegeſchwindigkeit 
ſicheres Anhalten des Aufzuges zur Folge haben. 


Ziff. 15. 
Bei Haltſtellung der Steuerung muß jede Bewegung des Fahrkorbes ſicher verhindert 
ſein. Aufzüge mit Feineinſtellung find von dieſer Vorſchrift ausgenommen (vgl. VI Ziff. 23). 


Ziff. 16. 
e ſind mit ſchraubenförmigen Rillen zur Aufnahme der Seile zu— 
verſehen. 


Ziff. 17. 

Treibſcheiben, die an Stelle von Fördertrommeln verwendet werden, ſind nur bei 
unmittelbar elektriſchem Antrieb zuläſſig und müſſen ſo ausgebildet ſein, daß der Fahrkorb 
auch bei Verdoppelung der zuläſſigen Belaſtung nicht abgleitet. 


Ziff. 18. 

Aufzugsmaſchinen müſſen außer allen erforderlichen Schutzvorrichtungen eine Einrid)- 
tung erhalten, um den Fahrkorb im Notfall von Hand bewegen zu können; die Ver⸗ 
wendung von Kurbeln für dieſen Zweck iſt unzuläſſig. Die Drehrichtung für Auf- und 
Abfahrt muß an der Aufzugsmaſchine kenntlich gemacht ſein. 


Ziff. 19. 
Handwinden müſſen ſelbſtſperrend oder mit rückſchlagſicheren Kurbeln verſehen ſein, 
die bei Laſtniedergang ſtillſtehen. 


V. Ausrückvorrichtungen. 
Ziff. 20. 

Aufzüge mit Kraftbetrieb ſind in ihren Endſtellungen mit je zwei Einrichtungen zum 
ſelbſttätigen Anhalten zu verſehen, die unabhängig voneinander in Wirkſamkeit treten und 
die Übertragung der Betriebskraft aufheben. Eine dieſer beiden Einrichtungen muß, 
abgeſehen von mechaniſch angetriebenen Aufzügen, unabhängig von der Steuervorrichtung 
in Tätigkeit treten. 


Ziff. 21. 
Die Notendausſchalter elektriſch angetriebener Aufzüge müſſen unmittelbar und zwangs⸗ 
920 den Motorſtromkreis unterbrechen und eine derartige Kontaktanordnung erhalten, 

a U 
in Gleichſtrom⸗Dreileiteranlagen auch den Pol abſchalten, an den die Steuerung 
angeſchloſſen iſt, bei Gleichſttom auch den beſonderen Pol des Nebenſchluß⸗ 
Bremsmagneten abſchalten, bei Drehſtromanlagen mit Nulleiter durch einen 

beſonderen Pol die Steuerung abſchalten. 


Ziff. 22. 

Bei Aufzügen, deren Fahrkörbe an Seilen, Ketten, Gurten oder dergl. aufgehängt 
find, muß Schlaffwerden der Tragmittel verhindert ſein; Feſtſetzen der Fahrkörbe muf 
ſofortiges Stillſetzen der Antriebsmaſchine bewirken. 

Laſtenaufzüge mit Aufſetzvorrichtungen (vgl. IX Ziff. 34 b) find von dieſer Vorſchrift 
ausgenommen. 


VI. Steuerung und Türverriegelung. 
Ziff. 23. 

Aufzugsſteuerungen müſſen ſo eingerichtet ſein, daß der Fahrkorb erſt in Bewegung 
geſetzt werden kann, wenn alle Fahrſchachttüren geſchloſſen ſind und entweder vor dem 
Einrücken der Steuerung bereits geſperrt ſind oder durch das Einrücken der Steuerung 
geſperrt werden. Bei Drehtüren muß die Sperrung am Türverſchluß oder in deſſen un⸗ 
mittelbarer Nähe erfolgen. Jede Fahrſchachttür darf ſich nur dann öffnen laſſen, wenn 
die Steuerung auf Haltſtellung gebracht iſt und der Fahrkorbfußboden nicht mehr als 
16 cm oberhalb oder unterhalb des Geſchoßfußbodens an der Tür ſteht. Die Offnung 
zwiſchen dem Fahrkorb⸗ und dem Geſchoßfußboden muß bei der zugelaſſenen Überfahrt 
ſicher abgeſchloſſen ſein. 

Selbſttätige Feineinſtellung innerhalb des Überfahrweges iſt bei offener Tür zuläſſig, 
wenn ein Überſchreiten der Fahrweggrenzen ſicher verhindert iſt. 


Ziff. 24. 

Für elektriſch betriebene Aufzüge gilt ferner: 

a) Die Inbetriebſetzung des Aufzuges darf nur von Haltſtellung der Steuerung 
aus möglich ſein. 

p) Alle der Sicherheit dienenden Kontakte (Nothalteknöpfe, End⸗ und Schlaffſeil⸗ 
ſchalter uſw.) müſſen bei ihrer Betätigung (Steuerſperrungen Türkontakte] beim 
Offnen der Tür) einen Stromkreis unterbrechen und damit den Aufzug ſtillſetzen. 
Die Steuerung muß dann vor Wiederinbetriebſetzung des Aufzuges auf Halt- 
ſtellung ſtehen oder gebracht werden. 

c) Wenn für die Steuerung ein Nulleiter benutzt wird, ſo müſſen die Sicherheits⸗ 
kontakte am Anſchluß des Außenleiters und die abzuſchaltenden Apparate zwiſchen 
dem Sicherheitskontakt und dem Nulleiter liegen. 

d) Steuerſperrungen (Türkontakte) müſſen in zwangsweiſe Abhängigkeit von den 

Türen gebracht werden derart, daß durch Offnen der Kontakte vor oder gleich⸗ 
zeitig mit dem Offnen der Tür die Steuerung geſperrt wird. 

Bei Aufzügen mit Fahrkorb ohne Ausſteigeöffnung in der Decke muß an einer 
der Schachttüren eine Einrichtung (Kurzſchließvorrichtung) vorhanden ſein, die 
bewirkt, daß der Aufzug bei Offenbleiben dieſer Tür betrieben werden kann, 
um zwecks Vornahme von Inſtandſetzungsarbeiten innerhalb des Fahrſchachtes 
auf die Fahrkorbdecke gelangen zu können. 

Dieſe Einrichtung iſt unter Verſchluß zu halten und darf nur durch ein 
beſonders geformtes Hilfsmittel betätigt werden können, deſſen Entfernung oder 
Loslaſſen die Steuerſperrung ſelbſttätig wieder in Wirkſamkeit ſetzt. Bartſchlüſſel 
müſſen eine andere Form als die Fahrſchachttürſchlüſſel haben. 


e 


— 


Ziff. 25. 
Für Führeraufzüge, Selbſtfahrer und Umſtellaufzüge gilt außer den 
Beſtimmungen in Ziff. 23 und 24 folgendes: 

a) Jede Fahrſchachttür muß mit einem Schloß verſehen ſein, das von außen nur 
durch einen beſonders geformten Schlüſſel geöffnet werden kann. 

b) Die Steuervorrichtung innerhalb des Jahrkorbes muß ſo angeordnet werden, 
daß ſie nicht von außen her betätigt werden kann. Die Stellung der Steuer⸗ 
W für die Bewegungsrichtungen und zum Anhalten muß gekennzeichnet 
ſein. Druckknopfſteuerungen müſſen mit Halteknopf ausgerüſtet ſein. 

c) Für die Selbſtfahrer iſt eine Betätigung der Steuerung von innen und außen 
zuläſſig, wenn beide Einrichtungen derart in Abhängigkeit voneinander gebracht 
ſind, daß jeweilig bei belaſtetem Fahrkorb nur mit Innenſteuerung und bei 
leerem Fahrkorb nur mit Außenſteuerung gefahren werden kann. 
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d) Die Umſtellaufzüge müſſen eine Innen⸗ und eine Außenſteuerung mit einer 
Einrichtung für die Umſchaltung im Fahrkorb erhalten, die eine gleichzeitige 
Benutzung beider Steuerungen ausſchließt. 

e) Bei Führeraufzügen mit Hebel⸗ oder Druckknopfſteuerung, bei denen die in 
Ziff. 23 behandelte Verriegelung der Fahrſchachttüren nicht ſelbſttätig wirkt, die 
Sicherung der Türen alſo durch ſogenannte Handhebelverſchlüſſe oder 
dergleichen erfolgt, dürfen ſich dieſe nur betätigen laſſen, wenn ſich der Fahr⸗ 
korbfußboden nicht mehr als 16 cm oberhalb oder unterhalb des Geſchoß⸗ 
fußbodens befindet. Der Fahrkorb muß zum Stillſtand kommen, wenn der 
Handhebel während der Vorbeifahrt an einer Tür betätigt wird. 

Bei Aufzügen mit Handhebelverſchlüſſen ſind die Schachttüren in den 
Endſtellungen des Fahrkorbes ſo einzurichten, daß durch eine verſchließbare 
Offnung der Handhebel erreicht oder die Tür auch von außen unter Anwendung 
beſonderer Werkzeuge entriegelt werden kann. 


Ziff. 26. 
Für Laſtenaufzüge gilt außer den Beſtimmungen in Ziff. 23 und 24 folgendes: 


a) Die Steuervorrichtungen müſſen außerhalb des Fahrſchachtes angebracht ſein 
und dürfen nicht vom Fahrkorb aus betätigt werden können. 

p) Von der in Ziff. 23 geforderten Verriegelung der Türen und der Steuerſperrung 
kann in den Endhalteſtellen ſolcher Aufzüge abgeſehen werden, die mit ſenkrecht 
beweglichen Schiebetüren (vgl. II Ziff. 8) verſehen find. Wird ein ſolcher Aufzug 
nicht von einem beſonderen Führerſtand aus geſteuert, ſo darf er jedesmal nur 
von der Türöffnung aus, hinter der ſich der Fahrkorb befindet, in Betrieb 
geſetzt werden können. 


VII. Tragmittel. 
Ziff. 27. 

Fahrkörbe, die nicht durch Stempel, Spindeln oder dergleichen unterſtützt werden, 
müſſen an mindeſtens zwei Tragmitteln (Seilen, Gurten oder Ketten) derart aufgehängt 
werden, daß alle Tragmittel ausgleichend an der Belaſtung teilnehmen. Dasſelbe gilt 
für Gegengewichte. Einfache Aufhängung des Fahrkorbes oder Gegengewichtes mittels 
einer Rolle oder dergleichen oder nach Art des Flaſchenzuges gilt als nur ein Tragmittel. 

Für Fahrkörbe und Gegengewichte der Laſtenaufzüge genügt abweichend hiervon ein 
Tragmittel, wenn Aufſetzvorrichtungen für die Fahrkörbe vorhanden oder dieſe nicht be- 
tretbar find (vgl. IX Ziff. 34). 


Ziff. 28. 
Die Enden der Drahtſeile find an der Aufhängung des Fahrkorbes und des Gegen— 
gewichtes ausreichend zu verſpleißen und zu umwickeln oder ſicher zu vergießen. 
Fördertrommeln müſſen in den Endſtellungen von Fahrkorb und Gegengewicht von 
den Seilen mit noch mindeſtens 1,5 Windungen umſchlungen ſein. Die Seilenden müſſen 
durch den Trommelmantel hindurchgeführt und durch Schellen, Keilverſchlüſſe oder der— 
gleichen ſicher befeſtigt ſein. 


VIII. Fahrkorb. 
Ziff 29. 
Allgemein gelten folgende Beſtimmungen: 

a) Fahrkörbe müſſen geführt und ſo angeordnet ſein, daß ſie ihre Führungen am 
unteren und oberen Ende nicht verlaſſen können. 

b) Fahrkörbe müſſen mit einer Decke verſehen ſein; ausgenommen hiervon ſind 
Plattformaufzüge mit Stoßbügel zum Offnen der oberen Falltür. 

c) Fahrkorbdecken müſſen, wenn keine Einrichtung zum Außerbetriebſetzen der 
Steuerſperrung (Kurzſchließ vorrichtung VI Ziff. 24e) vorgeſehen iſt, Ausſteige⸗ 
öffnungen mit nicht wegnehmbaren Abdeckungen erhalten, die in geöffnetem 
Zuſtande nicht über die Fahrkorbgrundfläche hinausragen dürfen. 

d) Fahrkorbtüren dürfen nicht aus der Fahrbahn herausſchlagen. 
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Ziff. 30. 

Für Führeraufzüge, Selbſtfahrer und Umſtellaufzüge gilt außer den 
Beſtimmungen in Ziff. 29 folgendes: 

a) Der Fahrkorb muß im Lichten mindeſtens 17s m hoch und mit Ausnahme der 

Zugangsſeiten von Wänden umgeben fein. Dieſe müſſen dicht oder aus Draht⸗ 
gitter mit höchſtens 2 em Maſchenweite bei mindeſtens 1, mm Drahtſtärke her- 
geſtellt ſein. In den Wänden dürfen Lichtöffnungen mit ſtarker Verglaſung 
angebracht werden. 
Die Zugangsſeiten des Fahrkorbes ſind mit Verſchlußtüren zu verſehen, deren 
Offnen ſofortiges Stillſetzen des Aufzuges bewirkt. Türen ſind nicht erforder⸗ 
lich, wenn die Schachtwände an den Zugangsſeiten des Fahrkorbes in voller 
Geſchoßhöhe glatt durchgeführt und nicht mehr als 4 em vom Fahrkorb entfernt 
ſind. Drahtgeflechtwände mit höchſtens 2 em Maſchenweite und mindeſtens 
15s mm Drahtſtärke gelten hierbei als glatte Wände. 

Aufzüge, deren Schachtwände an den Zugangsſeiten nicht in voller 
Geſchoßhöhe durchgeführt ſind, dürfen nur dann in Betrieb geſetzt werden 
können, wenn die Fahrkorbtüren ordnungsgemäß geſchloſſen ſind. 

Das Offnen der Fahrkorbtüren darf nur möglich ſein, wenn der Fahr⸗ 
korbfußboden nicht mehr als 16 em oberhalb oder unterhalb des Geſchoßfuß⸗ 
bodens ſteht. 

Die Fahrkörbe müſſen entweder mit ſelbſttätigen Schmiervorrichtungen aus⸗ 
gerüſtet ſein oder verſchließbare Klappen erhalten, die das Schmieren und 
Reinigen der Fahrkorbführungen geſtatten. 


b 


— 


C 


— 


Ziff. 31. 
Für Laſtenaufzüge gilt außer den Beſtimmungen in Ziff. 29 folgendes: 

a) Der Fahrkorb iſt mit Wänden und Verſchlußtüren, Aufſetzgittern oder dgl. an 
den Ladeſeiten zu verſehen, die ſo beſchaffen ſein müſſen, daß das Ladegut 
nicht über den vom Fahrkorb beſtrichenen Raum hinausragen oder aus dem 
Fahrkorb herausfallen kann. 

b) Verſchlußtüren an den Ladeſeiten ſind nicht erforderlich, wenn die Schachtwände 
in voller Geſchoßhöhe durchgeführt, glatt und nicht mehr als 4 cm vom Fahr⸗ 
korb entfernt ſind. Der Fahrkorb muß bei Beladung mit Förderwagen für 
dieſe eine nicht wegnehmbare Feſtſtellvorrichtung erhalten. 


IX. Fangvorrichtungen, Senkbremſen und Aufſetzvorrichtungen für Fahrkörbe. 
Ziff. 32. 


Fahrkörbe, die an Seilen, Ketten, Gurten oder dergl. aufgehängt ſind, müſſen mit 
einer zuverläſſigen Fangvorrichtung oder mit einer ſelbſttätigen Senkbremſe verſehen ſein. 
Dieſe Vorrichtungen ſind ſo anzubringen, daß ſie durch das Ladegut in ihrer Wirkung nicht 
behindert werden können; ſie ſind ſo einzurichten, daß ihre wichtigen Teile in einfacher 
Weiſe auf Gangbarkeit und Verſchleiß geprüft werden können. 


Ziff. 33. 

Die Fangvorrichtung muß bereits bei gefahrdrohender Dehnung eines der Tragmittel 
und bei Bruch oder Löſung eines und auch aller Tragmittel ſofort in Wirkſamkeit treten. 
Bei Perſonenaufzügen iſt außerdem eine Vorrichtung erforderlich, welche die Fangvorrichtung 
ſpäteſtens beim Erreichen der zuläſſigen Auslöſegeſchwindigkeit (vgl. III Ziff. 11) betätigt. 

Beträgt bei Perſonenaufzügen die Betriebsgeſchwindigkeit des Fahrkorbes mehr als 
0,85 m/sec, ſo ſind Gleitfangvorrichtungen zu verwenden. 

Die Senkbremſe muß ein Überſchreiten der Betriebsgeſchwindigkeit zuverläſſig verhindern. 
Wird eine Senkbremſe am Fahrkorb verwendet, ſo muß an der unteren Endſtellung des 
Fahrkorbes durch eine Puffereinrichtung für genügende Abſchwächung des beim Aufſetzen 
entſtehenden Stoßes geſorgt ſein. 


Ziff. 34. 
Laſtenaufzüge ſind von den vorſtehend geſtellten Forderungen ausgenommen, 


a) wenn ihr Fahrkorb beim Be⸗ und Entladen infolge ſeiner Bauart oder der Art 
des Betriebes ordnungsmäßig nicht betreten werden kann. Die Nichtbetretbar⸗ 
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keit kann im allgemeinen angenommen werden, wenn die lichte Zugangsöffnung 
nicht über 1, m hoch iſt oder die Ladefläche mindeſtens 0, m höher als der 
Fußboden liegt; 
b) oder wenn ſie mit Aufſetzvorrichtungen für den Fahrkorb verſehen ſind, die zur 
Wirkung gekommen ſein müſſen, bevor der Fahrkorb betreten werden kann. 
Aufſetzvorrichtungen find nur für Laſtenaufzüge zuläſſig. 
Auf Schiffen, bei denen die Fahrſchächte bis auf den Doppelboden herunter⸗ 
gehen, ſind auch nicht betretbare Aufzüge mit einer Fangvorrichtung zu verſehen. 


X. Gegen gewichte. 
Ziff. 35. 

Die Gegengewichte der Aufzüge müſſen aus einem Stück oder aus mehreren ſicher 
und unverrückbar miteinander verbundenen Teilen beſtehen, geführt und ſo angeordnet 
ſein, daß ſie ihre Führungen am oberen und unteren Ende nicht verlaſſen können. 

Ziff. 36. 

Endigt die Gegengewichtsbahn nicht auf feſtem Boden, ſo iſt dafür zu ſorgen, daß 
ſich das Gegengewicht beim Bruch der Tragmittel auf ein widerſtandsfähiges Widerlager 
aufſetzt. Sofern dieſe Bedingung nicht erfüllt werden kann, iſt das Gegengewicht mit einer 
Fangvorrichtung zu verſehen. Befinden ſich unter der Fahrbahn von Menſchen häufig 
betretene Räume, ſo iſt auf jeden Fall ein Widerlager vorzuſehen. 


Ziff. 37. 

Innerhalb des Fahrſchachtes liegende Gegengewichtsbahnen müſſen in ihrer ganzen 
Höhe verkleidet werden. Dazu genügt eine Anordnung von ſenkrecht durchlaufenden Stäben 
mit höchſtens 6 cm Zwiſchenraum. 

Ziff. 38. 

Ein Untertreiben des Gegengewichts um mehr als 0,40 m unter feine tiefſte Betriebs⸗ 

ſtellung muß durch eine Hubbegrenzung (Aufſetzvorrichtung) ſicher verhindert ſein. 


XI. Anzeige vorrichtung. 
Ziff. 39. 

Jeder Aufzug, deſſen Fahrkorbſtellung nicht außerhalb der Fahrbahn ſichtbar iſt, muß 
mit einer Anzeige vorrichtung oder einer Einrichtung verſehen fein, die an jeder Zugangs⸗ 
ſtelle erkennen läſt, ob ſich der Fahrkorb hinter der Tür befindet. 

Bei Umſtellaufzügen und bei Laſtenaufzügen mit Seil⸗ oder Geſtängeſteuerung muß 
die Anzeigevorrichtung erkennen laſſen, in welchem Stockwerk ſich der Fahrkorb befindet. 


XII. Notrufvorrichtung. 
Ziff. 40. 
Perſonenaufzüge müſſen in jedem Fahrkorb eine außerhalb des Fahrſchachtes hörbare 
Notrufvorrichtung erhalten, die von den Mitfahrenden betätigt werden kann. Im Fahr⸗ 
korbe iſt ein deutlicher Hinweis auf dieſe Einrichtung anzubringen. 


XIII. Schilder. 
Ziff. 41. 

Bei Perſonenaufzügen iſt an der Innenſeite jedes Fahrſchachtzuganges das 
Stockwerk zu bezeichnen. An der Außenſeite jedes Fahrſchachtzuganges und im Fahrkorb 
ſind nachſtehende Schilder anzubringen: 

a) Bei Führeraufzügen: 

„Vorſicht! Aufzug! 

Tragkraft ESD Perſonen einſchließlich 

des Führers. 

Benutzung nur in Begleitung des Führers geſtattet.“ 
b) Bei Selbſtfahrern: 

„Vorſicht! Aufzug! 

Tragkraft Eder Perſonen. 

Als Selbſtfahrer zugelaſſen. 

Vor der Anfahrt und nach dem Verlaſſen 

des Aufzuges die Türen feſt ſchließen!“ 
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c) Bei Umſtellaufzügen: 
„Vorſicht! Aufzug! 
Draga; Eg de? Perſonen. 
Bei Benutzung der Außenſteuerung iſt das 
Mitfahren von Perſonen verboten.“ 
Ziff. 42. 
Bei Laſtenaufzügen iſt im Fahrkorb die Tragkraft in Kilogramm anzugeben; 
außerdem iſt an jeder Ladeſtelle nachſtehendes Schild anzubringen: 
„Vorſicht! Aufzug! 
ane kg. 
Perſonenbeförderung verboten.“ 
Bei nicht betretbaren Aufzügen iſt hinzuzuſetzen: 
„Betreten des Fahrkorbes verboten.“ 


Teil B. 


Umlaufaufzüge zur Perſonenbeförderung (Perſonenumlaufaufzüge) 
(§ 2 Nr. 4). 


gif 5 I. Fahrſchacht. 


Jeder Fahrſchacht muß ſo tief hinuntergeführt werden, daß zwiſchen der Unterkante 
der Fahrkorbführungsbügel und der Grubenſohle ein Zwiſchenraum von mindeſtens 0,5 m 
verbleibt. 
Ziff. 44. 

Zwiſchen der Schachtabdeckung und der Oberkante der Fahrkorbwandungen oder der 
Fahrkorbdecken muß ein freier Raum von mindeſtens 0, m verbleiben. 


Ziff. 45 II. Fahrſchachtzugänge. 


Die Zugänge müſſen die gleiche lichte Breite haben wie die Fahrkörbe. Ihre lichte 
Höhe muß mindeſtens 2,60 m betragen und darf 3, m nicht weſentlich überſchreiten. 

Ziff. 46. 

Im vorderen Teile des Fußbodens jedes Zuganges an der Auffahrtſeite ſind Klappen 
vorzuſehen, die nach oben nicht über 90° aufſchlagen und in aufgeklappter Stellung einen 
lichten Raum von 0,5 m Breite zwiſchen der Vorderkante der Fahrkörbe und der Schacht⸗ 
wand freigeben. 


Ziff. 47. 

Die Zugänge ſind mit in ganzer Höhe durchlaufenden, glatten, ſeitlichen Auskleidungen 
zu verſehen, die mindeſtens 0,23 m in den Schacht hineinragen. In jedem Zugang müſſen 
ſich beiderſeits lange Handgriffe befinden, welche die Gefahr des Hängenbleibens aus⸗ 
ſchließen. ö 
Ziff. 48. 

Die Geſchwindigkeit darf 0,30 m/sec nicht überſteigen. 


III. Geſchwindigkeit. 


IV. Triebwerk. 
Ziff. 49. 

Das Triebwerk muß ſo beſchaffen ſein, daß die für die Anlage beſtimmte Betriebs⸗ 
We nicht überſchritten werden kann. Rückwärtslauf des Aufzuges muß ver⸗ 
indert ſein. 

Bei elektriſchem Betriebe iſt Seil⸗ oder Riemenübertragung unzuläſſig; Ausbleiben 
des Stromes muß ſicheres Stillſetzen des Aufzuges bewirken. 
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. Steuerungs- und Sicherheits einrichtungen, Notrufvorrichtung. 
Ziff. 50. 
In jedem Geſchoß muß ſich eine Einrichtung zum Anhalten des Umlaufaufzuges 
befinden, die bei ihrer Betätigung einen Stromkreis unterbricht und gleichzeitig einen für 
den Wärter hörbaren Notruf bewirkt. Die Einrichtung zur Inbetriebſetzung darf ſich nur 
in demjenigen Stockwerk befinden, in dem ſich der Wärter des Umlaufaufzuges gewöhnlich 
aufhält; ſie muß unter Verſchluß gehalten werden. 

Ziff. 51. 

An der höchſten und tiefſten Stelle, wo der Wechſel der Bewegungsrichtung ſtatt⸗ 
findet, iſt der Schachtraum an der offenen Seite der Fahrkörbe nach Möglichkeit abzu⸗ 
kleiden. Außerdem iſt an der Auffahrtſeite an der höchſten Stelle der oberſten Zugangs⸗ 
öffnung (vgl. VI) eine Sicherheitsvorrichtung (nach oben aufgehende Klappe oder dergl.) 
anzubringen, durch die der Aufzug nötigenfalls ſtillgeſetzt und gleichzeitig ein für den 
Wärter hörbarer Notruf betätigt wird; nach Wirkung dieſer Vorrichtung darf die Wieder⸗ 
inbetriebſetzung des Umlaufaufzuges nur durch den Wärter möglich ſein. 


VI. Ketten und Kettenführungen. 
Ziff. 52. 
Die Ketten müſſen in Führungen laufen, die verhindern, daß zerriſſene Kettenteile 
auf die Fahrkörbe fallen, und die außerdem bewirken, daß bei Bruch einer Kette dieſe die 
Fahrkörbe abſtützt. Das obere und untere Ende einer jeden Kettenführung iſt möglichſt 
dicht an die Kettenräder heranzuführen. Unter den unteren Kettenrädern ſind Schutzbügel 
anzubringen. 
Die oberen Kettenräder ſind ſo hoch anzuordnen, daß die Anderung der Bewegungs⸗ 
richtung der aufwärts gehenden Fahrkörbe erſt beginnt, wenn ihr Fußboden ſich im oberſten 
Stockwerk in Höhe des oberen Zugangsabſchluſſes befindet. 


VII. Fahrkörbe. 
Ziff. 53. . 
Die Fahrkörbe dürfen zur Aufnahme von je höchſtens zwei Perſonen eingerichtet 
ſein. Sie ſind an drei Seiten mit dichten Wänden zu umgeben. Die Decke der Fahrkörbe 
iſt entweder nach der Zugangsſeite hin ſo weit auszuſchneiden, daß das Betreten der Decke 
an Stelle des Fußbodens verhindert wird, oder es ſind Schutzwände für die Räume 
zwiſchen zwei aufeinanderfolgenden Fahrkörben anzubringen. In letzterem Falle muß einer 
der Fahrkörbe ſo eingerichtet ſein, daß die Führungen vom Innern aus geſchmiert werden 
können, und eine Fahrkorbdecke muß durch eine verſchließbare Offnung in der Decke oder 
der Schutzwand betretbar ſein. 
Ziff. 54. 
Die lichte Höhe der Fahrkörbe muß bei geſchloſſener Decke mindeſtens 2,20 m, ſonſt 
mindeſtens 2 m betragen. Die Grundfläche muß bei Fahrkörben für eine Perſon 0,75 bis 
0,0 m breit und ebenſo tief, bei Fahrkörben für zwei Perſonen 0,95— 1,05 m breit und 
ebenſo tief ſein. 
Ziff. 55. 

Im vorderen Teil des Fußbodens jedes Fahrkorbes muß ſich in ſeiner vollen Breite 
eine nach oben bewegliche Klappe befinden, die in aufgerichteter Stellung einen lichten 
Raum von mindeſtens 0,20 m Breite bis zur Vorderkante der Fußbodenſchwellen an den 
Fahrſchachtzugängen freigibt. Bewegliche Schutzwände zwiſchen den Fahrkörben dürfen 
dieſen Raum nicht beeinträchtigen; feſte Schutzwände ſind entſprechend zurückzuſetzen. Die 
Seitenwände jedes Fahrkorbes müſſen lange Handgriffe erhalten, wie in Abſchnitt II Ziff. 47 
für die Zugänge vorgeſchrieben. Der Abſtand zwiſchen der Vorderkante der Fahrkörbe und 
den Fußbodenſchwellen und Seitenauskleidungen der Zugänge darf 2 cm nicht überſchreiten. 


VIII. Schilder. 
Ziff. 56. 
An der Außenſeite der Schachtzugänge und im Innern der Fahrkörbe ſind folgende 
Schilder anzubringen: 
ER ne Perſonen in einem Fahrkorb. Kindern und Gebrechlichen Benutzung 
verboten. Gepäckbeförderung verboten. Weiterfahrt durch Boden oder Keller 
iſt ungefährlich.“ 


Ziff. 57. 
Jeder Halteknopf iſt wie folgt zu bezeichnen: 
„Halteknopf nur bei dringender Gefahr zu benutzen.“ 
Ziff. 58. 
An jedem Zugange, vom Fahrkorb aus ſichtbar, iſt das Stockwerk zu bezeichnen. 


Teil C. 
Kleinlaſtenaufzüge (§ 2 Nr. 6). 


I Wee 
Ziff. 59. 

Kleinlaſtenaufzüge müſſen ſo gebaut ſein, daß ſie von Menſchen nicht betreten werden 
können. Dieſe Forderung wird erfullt durch mindeſtens 0, m hohe Brüſtungen oder nicht 
über 1,2 m hohe Schachtöffnungen an den Ladeſtellen oder durch die Bauart und die 
Abmeſſungen des Schachtes oder des Fahrkorbes. 


II. Geſchwindigkeit. 

Ziff. 60. 

Die Betriebsgeſchwindigkeit des Fahrkorbes ſoll in der Regel nicht mehr als 1,5 m/sec 
betragen. 

III. Triebwerk. 

Ziff. 61. 

Für das Triebwerk gelten ſinngemäß die Beſtimmungen in Teil A, Abſchnitt IV, 
Ziff. 12, 15 bis 17 und 19. 4 


IV. Ausrückvorrichtung. 
Ziff. 62. 
Aufzüge mit Kraftbetrieb ſind mit einer ſelbſttätigen Ausrückung für die Endſtellungen 
des Fahrkorbes zu verſehen. Bei Handbetrieb genügt eine Hubbegrenzung. 


V. Steuerung und Türverriegelung. 
Ziff. 63. 

Steuervorrichtungen dürfen nur außerhalb des Fahrſchachtes, Stockwerkseinſtellungen 
auch innerhalb des Schachtes oder Fahrkorbes angebracht werden. 
Ziff. 64. 

Jede Fahrſchachttür muß einen Verſchluß erhalten, der vom Fahrkorb betätigt wird. 
Es darf ſich nur die Tür öffnen laſſen, hinter der ſich der Fahrkorb befindet. 

Ziff. 65. 

Die Inbetriebſetzung des Aufzuges darf nur möglich ſein, wenn alle Türen geſchloſſen 
find. Offnen einer Tür, hinter welcher der Fahrkorb vorbeifährt, muß Stillſetzen des 
Aufzuges zur Folge haben. 

Ziff. 66. . 
Aufzüge mit Handbetrieb ſind von den Vorſchriften Ziff. 63 bis 65 ausgenommen. 


VI. Tragmittel. 


Ziff. 67. 
Es iſt nur ein Tragmittel erforderlich. . 
VII. Fahrkorb. 
Ziff. 68. 


Der Fahrkorb iſt auf allen nicht zugänglichen Seiten zu umkleiden. 
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VIII. Gegengewichte. 
Ziff. 69. 
Gegengewichte ſind ſo zu führen, daß ſie ihre Führungen am oberen und unteren 
Ende nicht verlaſſen können. 
Endigt die Gegengewichtsbahn nicht auf feſtem Boden oder Mauerwerk, ſo iſt ein 
Widerlager zum Auffangen eines abſtürzenden Gegengewichtes vorzuſehen. 


IX. Anzeigevorrichtung. 
Ziff. 70. 
Aufzüge mit Kraftbetrieb, deren Fahrkorbſtellung nicht außerhalb der Fahrbahn ſicht⸗ 
bar iſt, müſſen mit einer Anzeigevorrichtung oder ſonſtigen Einrichtung verſehen ſein, die 
erkennen läßt, ob ſich der Fahrkorb hinter der Schachtzugangstür befindet. 


X. Schilder. . 
Ziff. 71. 
An der Außenſeite jedes Fahrſchachtzuganges iſt nachſtehendes Schild anzubringen: 
„Vorſicht! Aufzug! 
Träckraf ? ng 
Perſonenbeförderung verboten.“ 


Teile D—6. Sonderaufzüge 8 2 (Nr. 7— 10). 


eke 
Bremsfahrſtühle für kleine Getreidemühlen (Bremsaufzüge) (8 2 Nr. 7). 


I. Fahrbahnumkleidung. 
Ziff. 72. \ 

Die Fahrbahn muß an den Zugangsſeiten in ganzer Höhe glatt abgekleidet und im 
Verkehrsbereich allſeitig mindeſtens 2,50 m hoch derart abgeſchloſſen ſein, daß Menſchen 
nicht herangelangen und durch den Betrieb nicht zu Schaden kommen können. Drahtgitter 
dürfen höchſtens 2 em Maſchenweite bei mindeſtens 1, mm Drahtſtärke haben. Andere 
Verkleidungen (Latten, Bretter oder dergl.) dürfen größere Abſtände als 2 em Lichtmaß 
nicht aufweiſen. 


II. Fahrbahnzugänge. 
Ziff. 73. 
Die Fahrbahnzugänge müſſen durch Türen abgeſchloſſen ſein, die nicht in die Fahr⸗ 
bahn hineinſchlagen dürfen und nicht von außen geöffnet werden können, wenn ſie vom 
Fahrkorb aus geſchloſſen und geſperrt (verriegelt) worden ſind. 


III. Geſchwindigkeit und Triebwerk. 
Ziff. 74. 
Das Triebwerk muß ſo eingerichtet ſein, daß die Abſenk⸗ und Hubgeſchwindigkeit von 
1,5 m/see nicht überſchritten werden kann. 


IV. Ausrückvorrichtungen. 
Ziff. 75. 
Es muß eine Vorrichtung vorhanden ſein, die harte Stöße bei etwaigem Aufſetzen 
des Fahrkorbes in ſeiner tiefſten Stellung verhütet. 
Jeder Bremsfahrſtuhl muß eine Einrichtung erhalten, welche die Steuerung ſelbſt⸗ 
tätig auf Ruheſtellung bringt, ſobald der Fahrkorb ſeine höchſte Stellung erreicht. 
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V. Steuerung. 
Ziff. 76. 


Die Steuervorrichtungen müſſen innerhalb der Fahrbahnumkleidung angeordnet ſein. 


VI. Tragmittel. 
Ziff. 77. 

Für den Fahrkorb genügt ein einfaches Tragmittel. Iſt mehr als ein Tragmittel 
für den Fahrkorb vorgeſehen, ſo müſſen alle Tragmittel gleichmäßig an der Belaſtung 
teilnehmen. Einfache Aufhängung des Fahrkorbes oder Gegengewichtes mittels einer 
Rolle oder dergl. oder nach Art des Flaſchenzuges gilt als nur ein Tragmittel. 


VII. Fahrkorb. 
Ziff. 78. 
Der Fahrkorb iſt ſo zu umſchließen, daß die mitfahrende Perſon nicht zu Schaden 
kommen und das Ladegut uicht abſtürzen kann. Wenn die Fahrbahn durch glatte Flächen 
abgeſchloſſen iſt und gefahrbringende Vorſprünge vermieden find, jo genügt eine Rückwand. 


VIII. Fangvorrichtungen und Senkbremſen für Fahrkörbe. 
Ziff. 79. 

Der Fahrkorb iſt mit einer zuverläſſigen Fangvorrichtung oder mit einer Senkbremſe 
zu verſehen, die durch das Ladegut in ihrer Wirkung nicht behindert werden kann. Wo 
mehr als ein Tragmittel vorgeſehen iſt, muß die Fangvorrichtung bereits bei gefahr⸗ 
drohender Dehnung eines der Tragmittel und bei Bruch eines und auch aller Tragmittel 
in Wirkung treten. 

IX. Schilder. 
Ziff. 80. 
An jeder Ladeſtelle iſt ein Schild mit folgender Aufſchrift anzubringen: 
„Vorſicht! Aufzug! 
Tragkraft einſchließlich Führer kg.“ 


e 
Maſchinell angetriebene Bauaufzüge (§ 2 Nr. 8). 
A. Allgemeine Vorſchriften. 

J. Unterer Zugang. 

Ziff. 81. 
Der untere Zugang, d. h. die untere Ladeſtelle muß zum Schutze gegen etwa 

abſtürzende Gegenſtände in etwa 2m Höhe ſicher abgedeckt fein. 

II. Geſchwindigkeit. 


Ziff. 82. 
Die Betriebsgeſchwindigkeit des Fahrkorbes darf nicht mehr als 1,5 m/sec betragen. 


III. Triebwerk und Ausrückvorrichtungen. 
Ziff. 83. 
Der Aufſtellungsraum des Triebwerks muß in etwa 2m Höhe gegen abſtürzende 
Gegenſtände und Näſſe abgedeckt und ſo angeordnet ſein, daß das Bedienungsperſonal bei 
Betätigung der Steuerung wenigſtens die untere Ladeſtelle überſehen kann. 


Ziff. 84. 

Das Triebwerk muß ſo beſchaffen oder mit ſolchen Einrichtungen verſehen ſein, daß 
die für den Aufzug feſtgelegte Betriebsgeſchwindigkeit in beiden Bewegungsrichtungen nicht 
überſchritten werden kann. 

Bei Haltſtellung der Steuerung muß jede Bewegung des Fahrkorbes ſicher ver⸗ 
hindert ſein. 
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Fördertrommeln find mit ſchraubenförmigen Rillen zur Aufnahme der Seile zu 
verſehen. 

Die Drehrichtung für Auf⸗ und Abfahrt muß an der Aufzugsmaſchine kenntlich 
gemacht ſein. 


Ziff. 85. 

Windevorrichtungen müſſen, wenn nicht zwiſchen Antriebsmaſchine und Winde Riemen⸗ 
betrieb vorgeſehen iſt, ſelbſttätig wirkende Aus rückvorrichtungen erhalten, die in 
höchſter und tiefſter Laſtſtellung die Antriebskraft abſtellen. 


IV. Tragmittel. 
Ziff. 86. 

Für den Fahrkorb genügt ein einfaches Tragmittel. Iſt mehr als ein Tragmittel für 
den Fahrkorb vorgeſehen, ſo müſſen alle Tragmittel gleichmäßig an der Belaſtung teil⸗ 
nehmen. Einfache Aufhängung des Fahrkorbes oder Gegengewichtes mittels einer Rolle 
oder dergl. oder nach Art des Flaſchenzuges gilt als nur ein Tragmittel. 


V. Fahrkorb. 
Ziff. 87. 
Fahrkörbe müſſen mindeſtens ſo umwehrt ſein, daß das Ladegut nicht abſtürzen kann. 
Werden Wagen auf die Plattform des Fahrkorbes gerollt, jo muß eine nicht wegnehm⸗ 
bare Feſtſtellvorrichtung für die Wagen vorgeſehen ſein. 


VI. Fangvorrichtungen, Senkbremſen und Aufſetzvorrichtungen 
für Fahrkörbe. 
Ziff. 88. 


Betretbare Fahrkörbe müſſen Fangvorrichtungen, Senkbremſen oder Aufſetzvorrich⸗ 
tungen (vgl. Teil A, IX. Anm.) haben. Nichtbetretbarkeit kann im allgemeinen angenommen 
werden, wenn der Fahrkorb lediglich zur Aufnahme eines dazu beſtimmten Transport⸗ 
mittels (Lore, Kiepe, Traglaſt oder Karre) dient, das die Fläche des Fahrkorbes faſt voll⸗ 
81 5 einnimmt und ein Betreten an und für ſich ausſchließt (vgl. Teil A. Abſchn. IX 

iff. 34). 


Ziff. 89. 
Aufſetzvorrichtungen müſſen zur Wirkung gekommen ſein, bevor der Fahrkorb betreten 
werden kann. 


Ziff. 90. 

Wo Aufſetzvorrichtungen nicht vorgeſehen find, muß der Fahrkorb eine Fangvorrich⸗ 
tung oder Senkbremſe erhalten, die durch das Ladegut in ihrer Wirkung nicht behindert 
werden kann. Sie muß bewirken, daß bei Bruch des Tragmittels der Fahrkorb in den 
Führungen feſtgeſetzt wird oder die Abwärtsgeſchwindigkeit 1,5 m/sec nicht überſchreiten kann. 


VII. Anzeige vorrichtung. 
Ziff 91. 
Falls vom Standort des Bedienungsperſonals aus die Lade⸗ und Entladeſtellen 
nicht überfehen werden können, iſt eine Anzeigevorrichtung vorzuſehen, die den jeweiligen 
Stand des Fahrkorbes erkennen läßt. 


VIII. Schilder. 
Ziff. 92. 
An jeder Ladeſtelle iſt ein Schild mit folgender Aufſchrift anzubringen: 
„Vorſicht! Aufzug! 
ee ks. 
Perſonenbeförderung verboten. 
Betreten des Fahrkorbes verboten.“ 


in 


B. Beſondere Beſtimmungen für die Schachtgerüſtbauaufzüge. 


IX. Schachtgerüſte. 
Ziff. 93. 

Freiſtehende ſowie im Innern von Bauten aufgeſtellte Schachtgerüſte müſſen fo aus⸗ 
geführt ſein, daß ſie mit Sicherheit die durch den Betrieb und durch Triebwerksteile ent⸗ 
ſtehenden Belaſtungen aufnehmen können. Der Nachweis der Beanſpruchung des Schacht⸗ 
gerüſtes (Feſtigkeitsberechnung) kann von dem zuſtändigen Sachverſtändigen gefordert werden. 
Freiſtehende Schachtgerüſte ſind durch Drahtſeile oder ſonſtige Vorkehrungen zu ſichern. 

Im Verkehrsbereich liegende Teile des Aufzuges ſind ſo zu umwehren, daß Menſchen 
nicht zu Schaden kommen können. 


X. Fahrſchachtzugänge und deren Verriegelung. 
Ziff. 94. 

Die jeweils benutzten oberen Zugänge freiſtehender (außerhalb der Bauten auf⸗ 
geſtellter) Schachtgerüſte müſſen Türen erhalten, deren Höhe mindeſtens 1,80 m beträgt. 
Die Türen können in Drahtgeflecht von nicht mehr als 3 em Maſchenweite oder in Stäben 
ausgeführt ſein, deren lichter Abſtand 3 em nicht überſchreiten darf. Die Türen müſſen 
mit einer vom Fahrkorb betätigten Verriegelung verſehen ſein. Schiebetüren, die vom 
Fahrkorb zwangsweiſe bewegt werden, ſind ohne Verriegelung zuläſſig. Senkrecht beweg⸗ 
liche vom Fahrkorb abhängige Schiebetüren (Hubgitter) dürfen ſich mit nicht größerer 
Geſchwindigkeit als 0,3 m/sec bewegen. 


Ziff. 95. 
An den übrigen Ladeſtellen können an Stelle der Türen Abſchlußſchranken vorgeſehen 
werden, die Hineinbeugen und Abſtürzen in den Fahrſchacht verhindern. 


Ziff. 96. 

Von Tür⸗ und Schrankenverſchlüſſen kann abgeſehen werden bei Aufzügen, deren 
Fahrkorb aus einem nicht betretbaren Kaſten beſteht, wenn jeweils nur die unterſte und 
oberſte Ladeſtelle benutzt werden, die Zwiſchenladeſtellen feſtgeſchloſſen ſind und an der 
oberſten Ladeſtelle der Fahrſchacht 1 m hoch verkleidet iſt. 


XI. Steuerung. 
Ziff. 97. 
Steuervorrichtungen dürfen nur außerhalb des Fahrſchachtes, Stockwerkseinſtellungen 
auch innerhalb des Schachtes oder Fahrkorbes angebracht werden. 


XII. Gegengewichte. 
Ziff. 98. 
Gegengewichte der Aufzüge müſſen aus einem Stück oder aus mehreren ſicher und 
unverrückbar miteinander verbundenen Teilen beſtehen, geführt und ſo angeordnet werden, 
daß ſie ihre Führungen am oberen und unteren Ende nicht verlaſſen können. 


C. Beſondere Beſtimmungen für offene Bauaufzüge. 


XIII. Umwehrung. 
Ziff. 99. 

In jedem Stockwerk muß, falls nicht in anderer Weiſe für die Abſperrung der Fahr⸗ 
bahn geſorgt iſt, ein 1 m hohes Geländer vorgeſehen ſein, welches die Fahrbahn allſeitig 
in ſolchem Abſtande umgibt, daß Menſchen an dieſe nicht herangelangen können. Unter 
der Geländerumwehrung muß ein Bordbrett angebracht ſein. An der Zugangsſeite zur 
Ladeſtelle muß ſich das Geländer derart öffnen laſſen, daß der bewegliche Geländerteil 
nicht weggenommen werden kann. An dieſer Stelle muß die Fahrbahn, wenn das Be⸗ 
laden ausſchließlich durch Traglaſten erfolgt, durch eine mindeſtens 0,60 m hohe Schutz⸗ 
wand verkleidet ſein. 
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Teil K. 
Ablaßvorrichtungen (§ 2 Nr. 9). 


J. Geſchwindigkeit. 
Ziff. 100. 
Durch eine geeignete Vorrichtung iſt eine Abſenkgeſchwindigkeit der Laſt von höchſtens 
1,5 m/sec ſicherzuſtellen. 


II. Steuerung und Türverriegelung. 
Ziff. 101. 

Die Fahrſchachttüren dürfen ſich nur öffnen laſſen, wenn der Fahrkorbfußboden in 
gleicher Höhe mit der Türunterkante ſteht. Die Einleitung der Bewegung muß ſolange 
behindert ſein, als nicht alle Fahrſchachttüren geſchloſſen ſind. Von der Verriegelung 
ſenkrecht bewegter Schiebetüren (Hubgitter) kann abgeſehen werden, wenn dieſe von dem 
Fahrkorb ſelbſttätig bewegt werden. 


Ziff. 102. 


Das Bremslüftmittel muß außerhalb der Fahrbahnumkleidung ſo angebracht ſein, 
daß es nicht von dem Fahrkorb aus betätigt werden kann. 


Ziff. 103. 
Handwinden zur Hubumſtellung müſſen ſelbſtſperrend oder mit rückſchlagſicheren 
Kurbeln verſehen ſein, die bei Laſtniedergang ſtillſtehen. 


III. Tragmittel. 
Ziff. 104. 

Für die Fahrkörbe genügt ein einfaches Tragmittel. Iſt mehr als ein Tragmittel 
für den Fahrkorb vorgeſehen, ſo müſſen alle Tragmittel ausgleichend an der Belaſtung 
teilnehmen. Einfache Aufhängung des Fahrkorbes oder Gegengewichtes mittels einer Rolle 
oder dergl. oder nach Art des Flaſchenzuges gilt als nur ein Tragmittel. 


IV. Fahrkorb. 
Ziff. 105. 
Die Fahrkörbe müſſen mit einer Decke und abgeſehen von den Zugangsſeiten mit 
durchgehenden Wänden umgeben ſein. Dieſe müſſen dicht ſein oder aus Drahtgitter mit 
höchſtens 2 em Maſchenweite bei mindeſtens 1, mm Drahtſtärke beſtehen. 


Ziff. 106. 
Werden Wagen auf die Fahrkörbe gerollt, ſo muß eine nicht wegnehmbare Feſtſtell⸗ 
vorrichtung für die Wagen vorhanden ſein. 


V. Fangvorrichtungen, Senkbremſen und Aufſetzvorrichtungen 

für betretbare Fahrkörbe. 
Ziff. 107. 

Betretbare Fahrkörbe müſſen Fangvorrichtungen, Senkbremſen oder Aufſetzvorrich⸗ 
tungen haben. Nichtbetretbarkeit kann im allgemeinen angenommen werden, wenn die 
lichte Zugangsöffnung nicht über 1,2 m hoch iſt oder die Ladefläche mindeſtens 0, m höher 
als der Fußboden liegt. 

Ziff. 108. 

Aufſetzvorrichtungen müſſen zur Wirkung gekommen ſein, bevor die Fahrkörbe betreten 
werden können. 
Ziff. 109. 

Fangvorrichtungen oder Senkbremſen müſſen ſo angebracht ſein, daß ſie durch das 
Ladegut in ihrer Wirkung nicht behindert werden können. Sie müſſen bewirken, daß bei 
Bruch des Tragmittels die Fahrkörbe in den Führungen feſtgeſetzt werden, oder die Abwärts⸗ 
geſchwindigkeit 1,5 m/sec nicht überſchreiten kann. 
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VI. Gegengewichte. 
Ziff. 110. 

Gegengewichte müſſen aus einem Stück oder aus mehreren ſicher und unverrückbar 
miteinander verbundenen Teilen beſtehen, geführt und ſo angeordnet werden, daß ſie ihre 
Führungen am oberen und unteren Ende nicht verlaſſen können. Endigt die Gegengewichts⸗ 
bahn nicht auf feſtem Boden, ſo iſt dafür zu ſorgen, daß ſich das Gegengewicht beim Bruch 
des Tragmittels auf ein widerſtandsfähiges Widerlager aufſetzt. Eine ſichere Umkleidung 
der Gegengewichtsbahn iſt nur dort vorzuſehen, wo Menſchen an dieſe herangelangen können. 


VII. Anzeige vorrichtung. 
Ziff. 111. 
Eine Anzeigevorrichtung iſt bei allen Anlagen vorzuſehen, bei denen die Stellung der 
Fahrkörbe von außen nicht ſichtbar iſt. 


112 VIII. Schilder. 
Ziff. 112. 


An jeder Ladeſtelle iſt ein Schild mit folgender Aufſchrift anzubringen: 
„Vorſicht! Aufzug! 
Tragkraſſi RE: 
Perſonenbeförderung verboten.“ 


Teil &. 
Schrägaufzüge (§ 2 Nr. 10). 


J. Fahrbahnumkleidung. 
Ziff. 113. 

Die Fahrbahn muß im Verkehrsbereich mindeſtens 2,50 m hoch derartig abgeſchloſſen 
ſein, daß Menſchen nicht herangelangen und durch den Betrieb nicht zu Schaden kommen 
können. Drahtgitter dürfen höchſtens 2 em Maſchenweite bei mindeſtens 1s mm Draht⸗ 
ſtärke haben. Andere Verkleidungen (Latten, Bretter oder dergl.) dürfen größere Abſtände 
als 2 em Lichtmaß nicht aufweiſen. 

Es muß Schutz gegen herabfallendes Ladegut gewährleiſtet ſein. 


II. Fahrbahnzugänge. 
Ziff. 114. 

An den Endſtellen des Fördergerätes, an denen die Beſchickung und Entladung ſelbſt⸗ 
tätig erfolgt, ſind Abſperrungen (Schranken) derart vorzuſehen, daß Menſchen an die 
Fahrbahn nicht herangelangen und durch den Betrieb nicht zu Schaden kommen können. 
Die Größe der Ladeöffnungen iſt ſoweit zu beſchränken, wie es der regelmäßige Betrieb 
des Aufzuges zuläßt. 

Ziff. 115. 

Bedingt der Betrieb Ladeöffnungen von mehr als 1,2 m lichter Höhe, jo find Türen 
erforderlich. An die bauliche Ausführung der Türen werden die gleichen Anforderungen 
geſtellt wie in Ziff. 114 für die Fahrbahnumkleidung angegeben. 

Ziff. 116. 

Wird der Fahrkorb an der oberen Ladeſtelle ſelbſttätig entladen (gekippt) oder be⸗ 
ſchickt, fo iſt auch bei mehr als 1,2 m hoher Ladeöffnung eine Tür nicht erforderlich, wenn 
die in Ziff. 115 geforderte Abſperrung vorhanden iſt. 


8 117 III. Zuläſſige Geſchwindigkeit. 
iff. 2 


Die in der Beſchreibung feſtzulegende Betriebsgeſchwindigkeit des Fahrkorbes ſoll in 
der Regel nicht mehr als 1,5 m/sec betragen. 

Höhere Betriebsgeſchwindigkeiten ſind nur mit beſonderer Genehmigung gemäß 816 
Abſchnitt! der Verordnung zuläſſig. 
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IV. Triebwerk. 
Ziff. 118. 

Das Triebwerk muß ſo beſchaffen oder mit ſolchen Einrichtungen verſehen ſein, daß 
die für den Aufzug feſtgelegte Betriebsgeſchwindigkeit bei der Förderung in beiden Be⸗ 
wegungsrichtungen nicht überſchritten wird. 

Ziff. 119. 
Maſchinen mit unmittelbar elektriſchem Antrieb müſſen auf elektriſchem Wege die 


Bremsvorrichtungen löſen. 
Bei Haltſtellung der Steuerung muß jede Bewegung des Fahrkorbes verhindert ſein. 


Ziff. 120. 
Fördertrommeln ſind mit ſchraubenförmigen Rillen zur Aufnahme der Seile zu verſehen. 
Ziff. 121. 


Treibſcheiben, die an Stelle von Fördertrommeln verwendet werden, ſind nur bei 
unmittelbar elektriſchem Betrieb zuläſſig. 


Ziff. 122. 

Aufzugsmaſchinen müſſen außer allen erforderlichen Schutzvorrichtungen eine Vorrich⸗ 
tung erhalten, um den Fahrkorb im Notfalle von Hand bewegen zu können. Die Dreh⸗ 
richtung für Auf⸗ und Abfahrt muß an der Aufzugmaſchine kenntlich gemacht ſein. 


Ziff. 123. 


Handwinden müſſen ſelbſtſperrend oder mit rückſchlagſicheren Kurbeln verſehen ſein, 
die bei Laſtniedergang ſtillſtehen. 


V. Ausrückvorrichtungen. 
Ziff. 124. 
Jeder Aufzug iſt mit einer Vorrichtung zu verſehen, welche die Antriebskraft ſelbſt⸗ 
tätig aufhebt, ſobald der Fahrkorb ſeine höchſte und tiefſte Stellung erreicht. 


VI. Türverriegelung und Steuerſperrung. 
Ziff. 125. 

Türen, Schranken oder dergl. in den Bedienungsöffnungen der Fahrbahnumkleidungen 
müſſen durch eine beſondere Verriegelung unter Verſchluß gehalten werden und dürfen ſich 
nur öffnen laſſen, wenn der Fahrkorb dahinter angekommen iſt. Die Einleitung der Be⸗ 
wegung des Fahrkorbes muß ſolange behindert ſein, als die an den Bedienungsöffnungen 
vorgeſehenen Abſperrmittel nicht feſt geſchloſſen ſind. Bei Verwendung ſelbſttätig bewegter 
ſenkrechter Schiebetüren (Hubgitter) iſt eine Tür⸗ oder Steuerſperrung nicht erforderlich. 
Die Geſchwindigkeit derartiger Schiebetüren darf 0,30 m/sec nicht überſchreiten. 


VII. Tragmittel. 
Ziff. 126. 

Für den Fahrkorb genügt ein einfaches Tragmittel. Iſt mehr als ein Tragmittel 
für den Fahrkorb vorgeſehen, jo müſſen alle Tragmittel gleichmäßig an der Belaſtung 
teilnehmen. Einfache Aufhängung des Fahrkorbes oder Gegengewichtes mittels einer Rolle 
oder dergl. oder nach Art des Flaſchenzuges gilt nur als ein Tragmittel. 


VIII. Fahrkorb. 
Ziff. 127. 
Werden Wagen auf den Fahrkorb gerollt, jo muß eine nicht wegnehmbare Feſtſtell⸗ 
vorrichtung für die Wagen vorgeſehen ſein. 
Sind an Stelle geſchloſſener Fahrſchächte für die Fahrbahn nur 2,50 m hohe Um⸗ 
kleidungen vorgeſehen, ſo iſt der Fahrkorb derart zu umkleiden, daß das Abſtürzen von 
Ladegut verhindert iſt. 


IX. Fangvorrichtungen, Senkbremſen und Aufſetzvorrichtungen für Fahrkörbe. 
Ziff. 128. 

Betretbare Fahrkörbe müſſen Fangvorrichtungen, Senkbremſen oder Aufſetzvorrichtungen 
(vgl. Teil A IX. Anm.) haben. Nichtbetretbarkeit kann im allgemeinen angenommen 
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werden, wenn die lichte Zugangsöffnung nicht über 1,2 m hoch iſt oder die Ladefläche 
mindeſtens 0,4 m höher als der Fußboden liegt oder wenn der Fahrkorb lediglich zur 
Aufnahme eines dazu beſtimmten Fördergerätes dient, das die Ladefläche des Fahrkorbes 
faſt vollſtändig einnimmt. 
Ziff. 129. 

Aufſetzvorrichtungen müſſen zur Wirkung gekommen ſein, bevor der Fahrkorb betreten 
werden kann. 


Ziff. 130. 

Wo Aufſetzvorrichtungen nicht vorgeſehen ſind, muß der Fahrkorb eine Fangvorrichtung 
oder Senkbremſe erhalten, die durch das Ladegut in ihrer Wirkung nicht behindert werden 
kann. Sie muß bewirken, daß bei Bruch des Tragmittels der Fahrkorb in den Führungen 
feſtgeſetzt wird oder die Abwärtsgeſchwindigkeit 1,5 m / see nicht überſchreiten kann. 


Ziff. 131 X. Gegengewichte. 


Gegengewichte müſſen aus einem Stück oder aus mehreren ſicher und unverrückbar 
miteinander verbundenen Teilen beſtehen, geführt und ſo angeordnet werden, daß ſie ihre 
Führungen am oberen und unteren Ende nicht verlaſſen können. Eine ſichere Umkleidung 
der Gegengewichtsbahn iſt dort vorzuſehen, wo Menſchen an dieſe herangelangen können. 


Ziff. 132 XI. Anzeigevorrichtung. 
Sind die Endſtellungen des Fahrkorbes vom Führerſtand aus nicht ſichtbar, ſo iſt 
eine Anzeigevorrichtung vorzuſehen, welche die jeweilige Stellung des Fahrkorbes anzeigt. 


gif. 133 XII. Schilder. 


An jeder Ladeſtelle iſt ein Schild mit folgender Aufſchrift anzubringen: 
„Vorſicht! Aufzug! 
Tragkraft... kg. 
Perſonenbeförderung verboten.“ 
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